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œur ?) la première apparition de l’étoile gender al-

lemande dans les textes allemands de nos bonnes 

vielles Actualités. La Rédaction estime qu’un lan-

gage respectueux de la diversité irait bien aussi à 

une association vieille de 70 ans et mène une expé-

rience en ce sens dans les trois numéros de 2023. 

N’hésitez pas à nous dire ce que vous en pensez. 

Vos contributions seront très utiles en vue des futurs 

débats qui nous semblent inévitables au sein de nos 

assemblées générales
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Die Vereinigung aktiv 

 

Liebe Mitglieder und Freund*innen der DFJ, 

unsere Vereinigung hat einen Grund zu feiern. Sie wird 70 Jahre alt! 

Und sie hat noch nie so viel Resonanz erfahren wie heute. Weit über 
1.000 Mitglieder tragen und unterstützen die DFJ. Besonders stolz 

sind wir auf die Breite der Repräsentationsbasis. Die Mitglieder kom-

men von links wie rechts des Rheins, dabei sind alle juristischen Be-

rufsgruppen vertreten: die Anwaltschaft, die Justiz, die Verwaltung, 
das Notariat, die Unternehmen und die Wissenschaft. Eine besondere 

Freude ist der stetig wachsende Zuspruch von Seiten der Studieren-

den, Referendar*innen und Doktorand*innen. Eine Vereinigung, bei 
der die „Jugend“ immer zahlreicher wird, steht für die Zukunft! 

Doch schauen wir kurz zurück: Bereits im Jahr 1953, im noch düster-

nachwirkenden Schatten der beiden Weltkriege, blickten eine Hand-
voll Jurist*innen aus Deutschland und Frankreich nach vorne. Sie 

wollten die überkommene Feindschaft der beiden Länder überwin-

den und zur Völkerverständigung und Friedenssicherung in Europa 

beitragen. Dies schlug sich nieder im fast schon pathetisch anmuten-
den § 2 Abs. 2 unserer DFJ-Satzung: „Zweck der Vereinigung ist die 

Förderung internationaler Gesinnung, der Toleranz auf allen Gebie-

ten der Kultur und des Völkerverständigungsgedankens.“ 

Noch um die Jahrtausendwende klangen „internationale Gesinnung“ 

und „Völkerverständigung“ verstaubt, gleichsam von gestern. Man 

war auf dem Weg der Globalisierung, Grenzen spielten kaum eine 
Rolle mehr, die deutsch-französische Achse verlor an Bedeutung, die 

Staaten schienen zu einer Welt zu verschmelzen. Dies sollte sich gut 

zwanzig Jahre später jedoch schlagartig wieder ändern: zunächst im 

Jahr 2020 mit der Pandemie, die dem internationalen Leben und Ar-
beiten Grenzen setzte und alte Nationalismen wiederaufblühen ließ, 

und sodann 2022 mit dem Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine. 

Die Leitidee der Völkerverständigung ist heute wieder aktuell. Dabei 
ist der deutsch-französische Motor wichtiger denn je, gerade wenn es 

um die Zusammenarbeit in strategischen Fragen der Ausrichtung der 

EU und deren Handeln, etwa in einer gemeinsamen Außen- und Si-
cherheitspolitik, geht. Das Recht spielt hier eine zentrale Rolle als In-

strument der Friedenssicherung.  
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Die in § 2 Abs. 3 der Satzung statuierten Aktivitäten der DFJ sollen na-

mentlich dazu beitragen, das deutsche und das französische Recht 
als wichtige Pfeiler der Entwicklung der EU kennenzulernen, zu pfle-

gen und Impulse für die jeweilige Weiterentwicklung zu setzen. Dies 

geschieht durch regelmäßige Tagungen, die großzügige Förderung 
von grenzüberschreitenden Praktika und rechtsvergleichenden Pub-

likationen und nicht zuletzt durch Veranstaltungen zum Networking. 

Doch Basis aller noch so hehren Leitideen sind die Menschen, die sie 
gemeinsam leben: und damit Sie und wir alle, die Mitglieder und 

Freund*innen der DFJ. Lassen Sie uns die DFJ also zusammen auch 

in den kommenden Jahren weiter so erfolgreich voranbringen! 

In diesem Sinne: Ad multos annos, DFJ! 

Nora Heibrok , LL.M. Mein Weg mit der DFJ startete vor inzwischen zwölf Jahren, mit dem 

32. Vorseminar 2011 in Hamburg. Ich war gerade frisch eingeschrie-

ben für Jura in Mainz, kannte niemanden und hatte, bedingt durch 
meinen Schulaustausch nach Frankreich, auch eine gewisse franzö-

sische „Vorprägung“. Der Aushang in der Uni (ja, früher waren das 

noch echte Blätter an einem schwarzen Brett!) hatte ich nur im Vor-

beilaufen gesehen, es hat mich sofort interessiert. Klar, auch das „mit 

dem Französischen“, aber zunächst interessierte mich das schon da-

mals überdurchschnittlich spannende Programm der DFJ. Wann hat 

man schonmal die Gelegenheit bei einem Verhandlungstermin am In-

ternationalen Seegerichtshof zuzuhören? Zudem gab es hochspan-

nende Vorträge von namhaften Professoren und Professorinnen und 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten, die mir schon direkt zu Be-
ginn meines Studiums einen reichhaltigen Input gaben. Jeden Abend 

bin ich todmüde, aber glücklich ins Bett gefallen. Die Art und Weise, 

die Herzlichkeit, mit der ich aufgenommen wurde (allen voran durch 

Dr. Jekewitz, seine Frau und Herrn Herrmann), das sehr häufige Stau-
nen („Ach, das kann man auch mit einem Jurastudium machen?!“) 

und auch das Kennenlernen von anderen Studierenden aus Frank-

reich und Deutschland hat von Anfang an so viel Spaß gemacht, dass 

ich nach meiner Rückkehr schnell den Mitgliedsantrag ausgefüllt 

habe.  

Es folgten die Jahrestreffen, die allesamt großartig gelungen waren. 
Ganz besonders ist mir noch die Veranstaltung in Marseille 2017 in 

Erinnerung geblieben. Nicht nur der Tagungsraum des Fort Saint 

Nicolas mit einem fantastischen Blick auf das Mittelmeer, sondern 

auch die spannenden und teilweise recht emotionalen Vorträge (und 
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das bei einem juristischen Vortrag!) zum hochaktuellen Thema „Asyl-

recht, Flüchtlinge, Migration“ in Anbetracht der sogenannten 
„Flüchtlingswelle“ 2015/2016 oder der Besuch bei Airbus waren die 

absoluten Highlights dieses Seminars. 

Durch die DFJ wurde ich noch enger in das Deutsch-Französische 
Netzwerk der Universität Mainz und Dijon aufgenommen. Ich habe 

von der DFJ für meinen integrierten Studiengang finanzielle Förde-

rung in Form von Stipendien erhalten. Ein Stipendium erhielt ich für 
mein Praktikum in Lyon, bei unserem Mitglied Christoph M. Radtke. 

Meine Bewerbung begann mit den Worten „Als Mitglied der DFJ…“. 

Auch das zweite Praktikum in Paris wurde über die DFJ gefördert und 

ich durfte in Paris bei Dr. Florian Endrös lernen. Auch hier begann das 

Vorstellungsgespräch mit den Worten: „Wir kennen uns über die 

DFJ.“ Ohne diese finanziellen Unterstützungen wäre mein Studien-

Austauschjahr in Dijon und auch die (verpflichtenden) Praktika in 

Frankreich nicht in dieser Form möglich gewesen. Dafür bin ich un-

heimlich dankbar. 

Der Kreis „schloss sich dann wieder“, als ich mich 2019 während mei-
nes Referendariats beim „Frankreich-Programm zur Ausbildung 

deutscher Rechtsreferendarinnen und Rechtreferendare des Landes 

Nordrhein-Westfalens“ (trotz Ausbildung im Bundesland Rheinland-

Pfalz) beworben hatte. Das Bewerbungsverfahren verlief recht ano-
nym. Ich wusste weder, wer die anderen Teilnehmenden waren, noch 

wie viele Personen überhaupt dabei sein sollten. Ich war ein bisschen 

aufgeregt, als ich in Paris ankam. Beim Treffen im Restaurant kam 
dann das Gefühl auf „Nachhause zu kommen“ – ich kannte durch die 

DFJ ca. die Hälfte der Teilnehmenden bereits, andere hatte ich durch 

die Spargelessen schonmal aus der Ferne gesehen. 

Diese Situation beschreibt für mich am besten, was die DFJ aus-

macht. Es ist für mich ein Türöffner gewesen, in eine Deutsch-Franzö-

sische Gemeinschaft, in den Austausch der Kulturen und in einigen 

Fällen hat sie mir auch Freundschaften beschert, die ich nicht missen 
möchte. Gerade für diese Freunde sind die Jahrestagungen praktisch 

„Pflicht“, denn im Alltagschaos verliert man sich so schnell aus den 

Augen. Die Jahrestreffen fühlen sich inzwischen wie „Klassentreffen“ 
an. 

In all den Jahren hat die DFJ mich bei meinem Weg durch das Jura-

studium begleitet, hat mich gefördert, mich menschlich und fachlich 
weiterzuentwickeln und mir die Möglichkeit gegeben, mich mit Ideen 

und Vorschlägen einzubringen. 

Auf die nächsten 70 Jahre Deutsch-Französische Freundschaft – Vive 

l’amitié franco-allemande! 
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Nora Heibrok, LL.M. ist Rechtsanwältin und Syndikusrechtsanwältin bei der 

CONDOR Flugdienst GmbH, Neu-Isenburg. 

Dr. Myriam Alimi C’est à la fin du siècle dernier, lors du séminaire qu’elle organisait en 

septembre 1999 à Ludwigsburg, là où le Général de Gaulle, le 9 sep-

tembre 1962, dans la cour du château, s’était adressé à la jeunesse 
allemande1, que j’ai noué ma relation avec la Deutsch-Französische 

Juristenvereinigung. 

J’avais alors 23 ans. 

J’étais doctorante en droit public à l’Université de Tübingen et termi-
nais un DESS d’études germaniques à l’Université de Strasbourg dans 

le cadre duquel j’effectuais un stage à l’Institut Franco-allemand de 

Ludwigsburg. 

C’est-là qu’au travers d’une annonce j’ai appris l’existence de cette 

association qui allait jouer un rôle majeur dans ma vie profession-

nelle. 

Car c’est ce premier séminaire qui m’a fait découvrir le droit interna-

tional privé de la famille qui est aujourd’hui l’une des matières domi-

nantes de mon Cabinet.  

La matière m’y avait été présentée par des personnes passionnées 
qu’elles soient juges, Avocats, juristes ou encore étudiantes. Les dé-

bats étaient animés et riches de comparaison avec les deux systèmes 

judiciaires. 

Je mesurai au travers de ces échanges tout le travail que l’Europe de-

vait encore à accomplir pour créer un droit européen de la famille. 

Ma décision d’embrasser la profession d’Avocat a sans doute été dé-
terminée par les discussions que je devais avoir au cours de ce pre-

mier séminaire et de ceux auxquels je devais assister par la suite. 

En l’an 2000 lors du séminaire de Trêves, je rencontrai celle qui n’était 

pas encore Avocate mais qui devait par la suite être l’une de mes 

amies et correspondante les plus fidèles au Barreau de Francfort. 

2002 ! Cette année-là, le séminaire annuel de l’association à Frauen-

chiemsee me faisait rencontrer celle qui allait devenir l’une de mes 
meilleurs amies et ma correspondante attitrée à Munich. 

 

1 https://www.charles-de-gaulle.org/lhomme/dossiers-thematiques/de-gaulle-et-lallemagne/discours-devant-la-jeunesse-
allemande-ludwigsburg-9-septembre-1962/ 
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C’est en 2003, après que l’association a tenu son séminaire à Berlin, 

que je décidais de m’inscrire à l’école de formation des Avocats d’Aix-
en-Provence, convaincue par la passion des Confrères membres de la 

DFJ. La Robe me permettrait de vivre au jour le jour l’aventure du 

droit international privé et du droit franco-allemand en particulier au 
sein d’un droit de l’Union en plein essor. 

La DFJ devait en 2004 décider du lieu de mon exercice professionnel. 

Elle tenait son séminaire entre Strasbourg et Kehl qui venaient d’être 
reliées par la passerelle des deux rives. 

De culture française mais, amoureuse de l’Allemagne au point d’en 

acquérir la nationalité et d’y vivre depuis 2010, Strasbourg devait être 

le siège de mon Cabinet français et Kehl celui de ma structure alle-
mande. 

C’est toujours grâce à la DFJ que je suis devenue la collaboratrice 

d’un Confrère spécialisé dans les dossiers binationaux. 

Vous aurez compris au travers de cette rapide chronologie que l’as-

sociation qui fête cette année ses 70 ans a été pour moi décisive. 

Il importe que ceux qui ont un peu d’expérience et de savoir les trans-
mettent aux plus jeunes. C’est la raison pour laquelle en 2019 j’ai 

franchi un pas et animé un atelier à l’attention des jeunes juristes 

dont le thème portait sur les différences entre la France et l’Alle-

magne dans la phase précontentieuse d’un dossier. 

C’est sans aucun doute grâce à la passion qui anime ses membres 

que l’association a survécu au Covid 19. Si les raisons sanitaires nous 

ont interdit de tenir nos séminaires comme par le passé, la DFJ a su 
maintenir le lien entre ses membres grâce aux visio-conférences inti-

tulées « regards croisés ». 

Ces dernières n’avaient bien entendu pas la même chaleur que les 
séminaires du passé. Mais ils étaient tout aussi riches d’enseigne-

ments et toujours animés par des membres qui jamais n’ont douté de 

leur rôle. 

Ce sont les membres strasbourgeois de notre association qui ont eu 
l’honneur d’organiser le premier séminaire post Covid. Il devait, 

comme en 2004, se tenir à Strasbourg à la Maison des Avocats. 

J’avais le plaisir d’animer aux côtés de Maître Éric Lelarge un atelier 
pour les jeunes juristes portant sur la procédure civile française. 

Entre autres thèmes, nous devions leur présenter l’une des particula-

rités de la procédure civile françaises : celle qui obligeait les parties, 
dont l’enjeu du litige était inférieur à 4.000 €, à saisir à peine d’irrece-

vabilité, un conciliateur de justice ou un médiateur, préalablement à 

la saisine du juge. 
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J’avais ouvertement critiqué cette disposition que le pouvoir régle-

mentaire avait introduit dans le Code de procédure civile par son dé-
cret n° 2019-1333 du 11 décembre 2019 comme étant une mesure 

créatrice d’une entrave à l’accès au juge et la preuve que l’État fran-

çais cherchait à se défaire de l’une de ses prérogatives régaliennes en 
confiant la justice à des personnes qui, pour l’avoir vécu au moins une 

fois, ne sont pas à la hauteur de la tâche qui leur est confiée. 

Notre public était, sans le savoir, au cœur de l’actualité puisque selon 
un arrêt du 22 septembre 2022, le Conseil d’État devait annuler l’ar-

ticle 750-1 du Code de procédure civile (décision n° 436939, 437002 

du 22 septembre 2022 du Conseil d’État statuant au contentieux). 

Comme vous l’aurez compris, la DFJ a pour tradition d’aborder à l’at-
tention de ses membres et de ses invités des thèmes d’actualités 

dans les domaines les plus variés du droit et toujours sous l’angle de 

la passerelle franco-allemande. 

Comme l’a dit le Général de Gaulle dans son discours de 1962, l’avenir 

n’existe que par la jeunesse. 

C’est pour cela que j’ouvre les portes de mon Cabinet aux étudiants 
qui suivent le cursus de droit franco-allemand. 

Ils sont l’avenir de ma profession et les futurs membres de notre belle 

association. 

Je les invite de tout cœur à nous rejoindre. 

 

 

 

Dr. Myriam Alimi est Avocate au Barreau de Strasbourg, Rechtsanwältin 
(Freiburg) et Avocate Associée au cabinet ALIMI-RIVERA, Strasbourg, Kehl. 

 

Clemens Steinbach, 

Mag. iur., LL.M. und  
Alexandre Ratiu, Mag. iur. 

Während eines Praktikums in Dijon 2009 erhielten wir zufällig, kurz-

fristig und unbürokratisch Gelegenheit, in einige Programmpunkte 
der Jahrestagung der offenherzigen DFJ reinzuschnuppern. Zurück 

in Deutschland sollte es dann lobend auch so im Praktikumsbericht 

stehen und der Mitgliedsantrag war rasch unterschrieben. Nach 13 
Jahren Mitgliedschaft als Studierende, Referendare und schließlich 

Berufsträger, möchten wir eine besondere Stärke der DFJ hervorhe-

ben: das hervorragende Angebot für die jeunes juristes, von dem 
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auch wir jahrelang stark profitierten. Durch die großzügig bemesse-

nen Vergünstigungen müssen junge Mitglieder nicht lange überle-
gen, ob sie mitmachen. Neben einzigartigen Vernetzungsmöglich-

keiten über Generationen und Landesgrenzen hinweg und querbeet 

durch alle juristischen Tätigkeitsfelder lockte stets ein wohlüberleg-
tes Rahmenprogramm an Orten wie Luxemburg, Marseille oder Er-

furt. Daneben gibt es jedes Jahr die Möglichkeit, neue Kontakte zu 

knüpfen, alte Freunde wieder zu treffen und Mitglieder ungezwun-
gen zu fragen: „Du sag mal, wie/was/wo...?“ Insbesondere für junge 

Mitglieder sind der „Erfahrungsspeicher“ von DFJ und AJFA von un-

schätzbarem Wert. 

  

Clemens Steinbach, Mag. iur., LL.M.(Brügge), Maîtrise en Droit, ist Referent 
beim Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit. 

 

 Alexandre Ratiu, Mag. iur., Maîtrise en Droit, ist Rechtsanwalt und Syndikus-

rechtsanwalt, Leiter Recht - Business Unit Acrylic Products Röhm GmbH. 

 

Sophie Jacobi, LL.M. Je suis particulièrement touchée de pouvoir écrire ces quelques 

lignes.  

La DFJ est une association que je connaissais déjà du temps où j’étais 

étudiante en droit du fait d’une autre histoire qui m’a fait rencontrer 

mon mari et venir en Allemagne. Comme tous ceux qui viennent ré-
gulièrement aux week-ends que l’association organise chaque an-

née, j’aime découvrir des nouveaux domaines et participer aux 

échanges qui, pour moi, sont toujours très enrichissants. J’aime éga-
lement me rappeler l’époque où j’intervenais dans la rubrique « Tra-

ductions Juridiques » des Actualités pour souligner la grande diffi-

culté que nous avons pour communiquer et nous comprendre. À 

mon avis, il est très important de continuer à encourager l’apprentis-
sage de nos langues respectives dans les écoles afin que notre amitié 

perdure. Continuons de nous retrouver dans la joie, le partage et l’en-

traide ! 
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 Sophie Jacobi, LL.M. (Berlin) est Avocate aux Barreaux de Paris et de Berlin, 

Avocate Associée au cabinet Jacobi Legal, Berlin et Traductrice-Interprète 

assermentée – Expert près les Tribunaux et Notaires de Berlin. 

Victor le Pape, LL.M. L’aventure DFJ commença pour moi à Hambourg ; ce fut Erfurt l’an-

née suivante.  

Cologne, Luxembourg, Marseille, Heidelberg, Dresde, Strasbourg sui-

virent et bientôt Toulouse, sans compter les Spargelessen… 

Hambourg permit au futur étudiant munichois que j’étais de trouver 
un premier travail dans un excellent cabinet. 

Erfurt fut l’occasion de nouer les premières amitiés parmi les jeunes 

juristes. 

Cologne, celle de parler d’une matière très harmonisée : le droit de la 
propriété intellectuelle. 

Luxembourg fut le point de départ de ma carrière comme juriste puis 

avocat au barreau de Luxembourg. 

Marseille restera comme le souvenir d’une des plus belles rencontres 

de la DFJ, dans une ville qu’on voudrait ne jamais quitter. 

Heidelberg, où j’eu la chance de présenter pour la première fois, de-

vant les jeunes juristes un exposé sur les conventions fiscales concer-

nant la double imposition. 

Dresde pour présenter encore, cette fois à l’occasion du séminaire, la 

taxation des GAFA. 

Strasbourg enfin, pour retrouver, avec un plaisir toujours renouvelé, 

nombre de ceux qui sont aujourd’hui des amis. 

Toulouse, qui reste encore à écrire ! 

Ma première venue fut motivée par la curiosité de rencontrer des ju-

ristes pratiquant le Droit entre la France et l’Allemagne ; les ren-

contres suivantes firent des séminaires de l’association des jalons 
partie intégrant de mes années et continuent de façonner ma carrière 

d’avocat. 
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Victor Le Pape, LL.M. (Eur.) est Avocat au Barreau de Luxembourg, spécialisé 

en fonds d'investissement alternatifs au cabinet Elvinger Hoss Prussen, 

Luxembourg. 

Swenja Heise 70 Jahre DFJ – was für eine lange Zeit! Verglichen damit erscheint 

meine Mitgliedschaft von rund sechseinhalb Jahren kurz. Im Jahr 

2016, damals im zweiten Studiensemester, nahm ich an meinem 

ersten Vorseminar mit anschließender Tagung in Luxemburg teil. 

Von Beginn an fühlte ich mich willkommen und gut aufgehoben. 

Obwohl es für mich damals noch eine Herausforderung darstellte, 

den hochkarätigen Fachvorträgen zu folgen, konnte und kann ich 
meinen (juristischen) Horizont mit jeder Tagung erweitern. In Lu-

xemburg, Marseille, Dresden, Straßburg und bei diversen Spargeles-

sen habe ich neue Bekanntschaften geknüpft, die bis heute auch 
außerhalb der DFJ bestehen.  

Besonders schätze ich den Austausch zwischen den Berufsgruppen, 

den Rechtsgebieten und den Generationen, der stets gefördert und 
begrüßt wird. In jedem Studienabschnitt erhielt ich so wertvollen 

Input: Wo kann ich ein Praktikum absolvieren und wie spreche ich 

dazu erfahrene Jurist*innen an? Was ist bei einer rechtsvergleichen-

den Promotion zu beachten? Danke, DFJ, für die bisherigen und zu-
künftigen Erfahrungen und Austausche!  

 

Swenja Heise ist Wissenschaftliche Mitarbeiterin und Doktorandin an der 

Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf. 

 Am 29. August 2022 ratifizierten die EU und die Ukraine das von 
der Haager Konferenz für Internationales Privatrecht ausgear-

beitete Übereinkommen über die Anerkennung und Vollstre-

ckung ausländischer Entscheidungen in Zivil- und Handelssa-
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chen vom 2. Juli 2019 (HAVÜ). Da dieses nunmehr zwei Mit-

gliedstaaten hat, kann es nach Art. 28 Abs. 1 HAVÜ am 1. Sep-
tember 2023 in Kraft treten. Nach dem Haager Übereinkom-

men über die Wahl des Gerichtsstands aus dem Jahr 2005 be-

fasst sich dieses Übereinkommen mit der Anerkennung und 
Vollstreckung ausländischer Urteile, wobei der Anwendungs-

bereich auf Zivil- und Handelssachen beschränkt ist, unter Aus-

schluss bestimmter Rechtsgebiete wie des Personenstands-
rechts und weiter Teile des Familienrechts (Art. 1, 2 HAVÜ). 

Das HAVÜ, das auf internationaler Ebene einen langen Vorlauf 

hatte (I.), hat das Potential, die Anerkennung von Entscheidun-

gen aus dem EU-Ausland zu vereinfachen (II.). 

I. (K)Ein Novum im 

internationalen 

Privatrecht 

Die Grundidee des HAVÜ, die Anerkennung und Vollstreckung 

ausländischer Urteile zu erleichtern, hat die Haager Konferenz 

für Internationales Privatrecht fast ein halbes Jahrhundert 

lang beschäftigt (A.). Die Europäische Union hat in diesem Pro-

zess mit dem Übereinkommen über die gerichtliche Zuständig-

keit und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zi-
vil- und Handelssachen (EuGVÜ) und den Brüssel I und Ia-Ver-

ordnungen sowie, gemeinsam mit der Schweiz, mit den Luga-

ner Übereinkommen sowie schließlich mit der Ratifizierung 

des HAVÜ eine Vorreiterrolle eingenommen (B.). 

A. Eine lange Vor-

geschichte 

 

Die Hoffnungen, die in diesen neuen Anlauf eines internationa-

len Abkommens über die Anerkennung und Vollstreckung aus-

ländischer Urteile gesetzt werden, sind natürlich groß. Der in 
der Präambel formulierte Wunsch ist, „durch gerichtliche Zu-

sammenarbeit einen wirksamen Zugang zur Justiz für alle Men-

schen zu fördern sowie einen regelbasierten multilateralen 
Handels- und Investitionsverkehr ebenso wie die Mobilität zu 

erleichtern“. 

 Dieser Enthusiasmus sprang nicht sofort auf die Staaten über. 

Das Übereinkommen wurde bislang von Costa Rica, Israel, der 
Russischen Föderation, der Ukraine, den Vereinigten Staaten 

von Amerika und von Uruguay gezeichnet. Es dauerte sodann 

noch bis zum 29. August 2022, bis die EU und die Ukraine das 
Übereinkommen zeitgleich ratifizierten, womit es letztlich in 

Kraft treten kann. Mit der Ratifizierung durch die EU entfaltet 

das Übereinkommen jedoch auch Wirkung gegenüber den ein-
zelnen Mitgliedstaaten der Europäischen Union (mit Aus-

nahme Dänemarks2), da die EU nach Art. 3 Abs. 2 des Vertrags 

 

2 Protokoll Nr. 22 über die Position Dänemarks; https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-13494-2021-INIT/de/pdf, S. 6.  



d   

 

 
14 von 54
55050404

40450 

DFJ Actualités 1/2023 

Praxiswissen 

über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) die aus-

schließliche Zuständigkeit für den Abschluss internationaler 
Übereinkünfte hat, soweit der Abschluss einer solchen Über-

einkunft gemeinsame Regeln beeinträchtigen oder deren Trag-

weite verändern könnte. Das HAVÜ berührt insbesondere die 
Brüssel Ia-Verordnung, die unter anderem auch die Anerken-

nung und Vollstreckung von Urteilen zwischen EU-

Mitgliedstaaten regelt.  

B. Die Notwendigkeit der 

Anerkennung und 

Vollstreckung 

ausländischer 

Entscheidungen  

 

Die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Entschei-

dungen richtet sich grundsätzlich nach dem jeweiligen natio-

nalen Prozessrecht des Staates, in dem eine ausländische Ent-

scheidung anerkannt und vollstreckt werden soll, soweit nicht 

ein internationales Abkommen oder höherrangiges EU-Recht 

wie die Brüssel Ia-Verordnung vorrangig zur Anwendung kom-

men. 

Das nationale Recht steht ausländischen Entscheidungen 

grundsätzlich zurückhaltend gegenüber (1.), weshalb das 

HAVÜ die Anerkennung und Vollstreckung von Urteilen dort, 
wo es bislang keine überstaatliche Regelung gibt, verbessern 

könnte (2.). 

1. Die Ausgangslage im 

deutschen und 
französischen 

Prozessrecht 

 

Die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Urteile rich-

ten sich in Deutschland nach §§ 328, 722 ff. ZPO. Nach deut-
schem Zivilprozessrecht wird jede ausländische Entscheidung 

anerkannt, soweit nicht Versagungsgründe entgegenstehen 

(§ 328 ZPO); für die Vollstreckbarkeit ist jedoch ein gesondertes 
deutsches Vollstreckungsurteil erforderlich (§ 722 ZPO), das 

dann als Vollstreckungstitel dient. Dieses Vollstreckungsurteil 

setzt voraus, dass die ausländische Entscheidung rechtskräftig 
ist und die Anerkennung nicht ausgeschlossen ist (§ 723 Abs. 2 

ZPO). Außerdem muss die Entscheidung hinreichend be-

stimmt, im Ursprungsland vollstreckbar sein und es dürfen 

keine materiell-rechtlichen Einwendungen gegen den An-
spruch bestehen, die erst nach dem Ursprungsverfahren ent-

standen sind. 

 Im französischen Recht ist die Anerkennung und Vollstreckbar-
keit einer ausländischen Entscheidung nach der Rechtspre-

chung der Cour de Cassation (Cass. civ. 1ère, 7. Januar 1964, 

Munzer; Cass. civ. 1ère, 20. Februar 2007, Nr. 05-14.082, Cornelis-
sen) im Wesentlichen an drei Voraussetzungen geknüpft: Das 

ausländische Gericht muss international zuständig gewesen 

sein, die Entscheidung darf weder gegen den materiellen noch 

gegen den prozessualen ordre public international verstoßen 
und schließlich darf keine Gesetzesumgehung vorliegen. Die 
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Vollstreckbarkeit setzt, wie im deutschen Recht, eine gerichtli-

che Prüfung dieser Voraussetzungen voraus (exequatur), ohne 
dass das Gericht die ausländische Entscheidung abändern darf 

(Cass. civ., 19. April 1819, Parker). 

 Die Brüssel Ia-Verordnung (innerhalb der EU mit Ausnahme Dä-
nemarks) erleichtert die Anerkennung und Vollstreckung in 

den EU-Mitgliedstaaten. Die Anerkennung von Entscheidungen 

aus anderen EU-Staaten erfolgt grundsätzlich ipso iure (Art. 36 
Abs. 1). Ebenso bedarf eine in einem Mitgliedstaat ergangene 

Entscheidung keiner Vollstreckbarerklärung, um in einem an-

deren Mitgliedstaat vollstreckbar zu sein (Art. 39). 

 Nach dem Lugano-Übereinkommen von 2007 (EU, Schweiz, 
Norwegen und Island) erfolgt die Anerkennung von Entschei-

dungen zwischen den Vertragsstaaten grundsätzlich ipso iure 

(Art. 33 Abs. 1 LugÜ), die Vollstreckung setzt jedoch ein Voll-

streckbarerklärungsverfahren voraus (Art. 38 Abs. 1 LugÜ). 

 Traditionell ist zwischen Entscheidungen aus EU-Staaten 

(Brüssel Ia-Verordnung), aus den Staaten der Europäischen 
Freihandelszone außer Liechtenstein (Lugano-Übereinkom-

men) und aus sonstigen Drittstaaten (nationale Regelungen) 

zu unterscheiden. 

Wie aber wird sich das HAVÜ hier einfügen? 

2. Das Potential des 

Übereinkommens im 

Verhältnis zu 
Drittstaaten 

 

Mit seinem Inkrafttreten wird das HAVÜ unmittelbar anwend-

bares Recht der Europäischen Union (vgl. dazu § 1 Abs. 2 S. 1, 

Abs. 1 Nr. 2 lit. c AVAG). 

Aus deutscher und französischer Perspektive tritt damit eine 

vierte Kategorie zu den oben genannten Staaten hinzu: EU-

Staaten (Anwendung der Brüssel Ia-Verordnung), Staaten der 
Europäischen Freihandelszone (Anwendung des Lugano-Über-

einkommens), Vertragsstaaten des HAVÜ und Drittstaaten (An-

wendung nationaler Regelungen). 

Um die Vorteile des Übereinkommens beurteilen zu können 
(b), ist es notwendig, zunächst das rechtliche Regime des Über-

einkommens zu skizzieren (a). 

a) Das Rechtssystem des 
HAVÜ 

 

Wie das Lugano-Übereinkommen von 2007 setzt auch das 
HAVÜ ein Vollstreckbarerklärungsverfahren voraus.  

Art. 4 HAVÜ verpflichtet die Vertragsstaaten, ausländische Ent-

scheidungen anzuerkennen und zu vollstrecken, soweit das 
Übereinkommen dies vorsieht. Hierfür müssen bestimmte Vo-

raussetzungen erfüllt sein: 
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Die Anerkennung ist an die Wirksamkeit im Ursprungsstaat, die 

Vollstreckung an die Vollstreckbarkeit im Ursprungsstaat ge-
knüpft (Art. 4 Abs. 3 HAVÜ). Kann die Entscheidung im Ur-

sprungsstaat noch angefochten werden, so kann die Anerken-

nung und Vollstreckung aufgeschoben oder versagt werden 
(Art. 4 Abs. 4 HAVÜ). 

 Die Entscheidung muss anerkennungs- und vollstreckungsfä-

hig sein, was sich nach Art. 5 HAVÜ bestimmt. Andererseits 
kann die Anerkennung und Vollstreckung nach Art. 7 HAVÜ 

auch versagt werden, z.B. wegen Verstoßes gegen den ordre 

public, wegen arglistiger Täuschung oder wegen fehlerhafter 

Zustellung verfahrensrelevanter Schriftstücke an den Beklag-
ten. 

Bestimmte Schriftstücke sind vorzulegen, insbesondere eine 

vollständige und beglaubigte Abschrift der Entscheidung 
(Art. 12 HAVÜ). 

Das Gericht des ersuchten Staates darf die Entscheidung nicht 

in der Sache selbst nachprüfen (Art. 4 Abs. 2 S. 1 HAVÜ) und 
muss „zügig“ handeln (Art. 13 Abs. 1 S. 2 HAVÜ). Ferner darf es 

die Anerkennung oder Vollstreckung nicht deshalb versagen, 

weil sie in einem anderen Staat geltend zu machen wäre (forum 

non conveniens, Art. 13 Abs. 2 HAVÜ).  

b) Die Vorteile des HAVÜ 

 

Das Übereinkommen ist einheitlich auszulegen (Art. 20 HAVÜ). 

In dieser Einheitlichkeit liegt auch ein wesentlicher Vorteil des 

HAVÜ. Ein Gläubiger, der sich auf ein Urteil aus einem Vertrags-
staat berufen will, muss nicht mehr die prozessualen Beson-

derheiten des jeweiligen Staates berücksichtigen, sondern 

kann sich auf den Inhalt des Übereinkommens verlassen, des-
sen englische und französische Fassung die Grundlage bilden 

und damit auch international verständlich sind. 

Zu beachten ist allerdings, dass die Vertragsstaaten Erklärun-

gen abgeben können, die vom Übereinkommen (erheblich) ab-
weichen können. So kann ein Staat das Übereinkommen für 

ein bestimmtes Rechtsgebiet nicht gelten lassen (Art. 18 HAVÜ) 

oder sich auf seine Staatenimmunität berufen (Art. 19 HAVÜ).  

Für Deutschland und Frankreich kann das HAVÜ sehr vorteil-

haft sein. Es garantiert die Anerkennung und Vollstreckung 

deutscher und französischer Entscheidungen in Vertragsstaa-
ten des Übereinkommens sowie von Entscheidungen aus die-

sen Vertragsstaaten in Deutschland und Frankreich – ein 

Grundsatz, der bereits im deutschen und französischen Zivil-

prozessrecht verankert ist. 
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II. Eine Vereinfachung der 

Anerkennung 
ausländischer 

Entscheidungen 

Das HAVÜ kann eine echte Chance für die Konvergenz im inter-

nationalen Wirtschaftsrecht darstellen (A.), wobei die niedri-
gen Beitrittsvoraussetzungen nicht als Risiko anzusehen sind 

(B.). 

 

A. Eine Chance zur 

Annäherung im 

internationalen 
Wirtschaftsrecht 

 

Das HAVÜ hat das Potential, die Handelsbeziehungen mit wich-

tigen Handelspartnern zu stärken, die trotz ihrer Bedeutung 

und gemeinsamer Werte mit der EU im Hinblick auf die Aner-
kennung und Vollstreckung ihrer Entscheidungen als Drittstaa-

ten angesehen werden. Dies gilt insbesondere für die USA (1.), 

aber auch für das Vereinigte Königreich als ehemaliges EU-

Mitglied (2.). 

1. Die Vereinigten Staaten Die Vereinigten Staaten von Amerika haben das HAVÜ am 

2. März 2022 unterzeichnet, die Ratifizierung steht noch aus.3 

 In den USA ist die Anerkennung ausländischer Entscheidungen 
Sache der Bundesstaaten. Im Wesentlichen lassen sich drei Ka-

tegorien unterscheiden:4 

- Von 50 Bundesstaaten haben 29 den Uniform Foreign-
Country Money Judgments Recognition Act in der Fassung 

von 2005 übernommen. 

- In 11 Bundesstaaten gilt noch der Uniform Foreign-Country 

Money Judgments Recognition Act in seiner Fassung von 

1962. 

- In den übrigen zehn Staaten gilt nach wie vor das Kriterium 

der Comity of nations. In der Entscheidung Hilton v. Guyot 
(1895) des United States Supreme Court wurde diese Comity 

unter dem Aspekt der gegenseitigen Anerkennung zwi-

schen zwei Staaten definiert.5 Nach der Comity of nations-
Doktrin wird das ausländische Rechtssystem auf den Prüf-

stand gestellt und insbesondere untersucht, ob die Verfah-

ren ordnungsgemäß und fair sind und nicht die Interessen 

eines anderen Staates verletzen.6 

 Die Tatsache, dass es in den 50 Bundesstaaten drei verschie-

dene Systeme der Anerkennung ausländischer Entscheidun-

 

3 https://www.hcch.net/de/instruments/conventions/status-table/?cid=137. 
4 https://www.uniformlaws.org/committees/community-home?communitykey=ae280c30-094a-4d8f-b722-8dcd614a8f3e 
(Englisch). 
5 Hilton v. Guyot, 159 U.S. 113 (1895), https://tile.loc.gov/storage-
services/service/ll/usrep/usrep159/usrep159113/usrep159113.pdf (Englisch). 
6 https://www.law.cornell.edu/wex/comity_of_nations (Englisch). 
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gen gibt, erleichtert den Zugang zum Recht keineswegs. Je-

doch ist anzumerken, dass ein von einem US-Gericht nach den 
Regeln des jeweiligen Bundesstaates anerkanntes ausländi-

sches Urteil aufgrund der Full Faith and Credit Clause aus Art. 5 

Abs. 1 der US-Verfassung grundsätzlich in allen Bundesstaaten 
volle Wirkung entfaltet. Die Ratifikation des HAVÜ könnte da-

her ein unnötig kompliziertes System vereinheitlichen und da-

mit den Zugang für ausländische Gläubiger*innen erleichtern, 
zumal das Übereinkommen weitgehend mit den Uniform Acts 

übereinstimmt.7 

2. Die (Wieder-) 

Annäherung des 

Vereinigten Königreichs 

 

Mit dem Austritt des Vereinigten Königreichs aus der Europäi-

schen Union konnten britische Entscheidungen nicht mehr von 

der Brüssel Ia-Verordnung und dem Lugano-Übereinkommen 

profitieren. Das Vereinigte Königreich wurde zu einem Dritt-

staat. 

Nach dem Brexit wollte das Vereinigte Königreich schließlich 

dem Lugano-Übereinkommen beitreten und damit den glei-

chen Status wie die Länder der Europäischen Freihandelszone 
(Schweiz, Norwegen, Island) erhalten. 

 Die Kommission lehnte den Beitritt mit der Begründung ab, das 

Lugano-Übereinkommen fördere die Beziehungen der EU zu 

Drittstaaten, die eine besonders enge regulatorische Integra-
tion mit der EU aufweisen.8 Da dies im Falle des Vereinigten Kö-

nigreichs nicht mehr der Fall ist, verweist die Europäische Kom-

mission auf die Haager Konferenz für Internationales Privat-
recht, insbesondere auf das Haager Gerichtsstandsüberein-

kommen von 2005 und das HAVÜ, die den Rahmen für die künf-

tige Zusammenarbeit zwischen der EU und dem Vereinigten 
Königreich im Bereich der justiziellen Zusammenarbeit in Zivil-

sachen bilden sollen.9 

 Das Vereinigte Königreich ist Vertragspartei des Haager Ge-

richtsstandsübereinkommens von 2005, ein Beitritt zum HAVÜ 
steht derzeit noch aus.10 Die britische Regierung beabsichtigt, 

dieses zweite Übereinkommen zu ratifizieren und umzuset-

zen.11 

 

7 https://www.dajv.de/us-law/usa-treten-haager-uebereinkommen-ueber-die-vollstreckung-und-anerkennung-auslaendischer-
urteile-bei-breaking-news/. 
8 https://commission.europa.eu/system/files/2021-05/1_en_act_en.pdf (Englisch), S. 2. 
9 https://commission.europa.eu/system/files/2021-05/1_en_act_en.pdf (Englisch), S. 4 f. 
10 https://www.hcch.net/de/states/hcch-members/details1/?sid=75. 
11 https://www.gov.uk/government/consultations/hague-convention-of-2-july-2019-on-the-recognition-and-enforcement-of-
foreign-judgments-in-civil-or-commercial-matters-hague-2019/consultation-on-the-hague-convention-of-2-july-2019-on-the-
recognition-and-enforcement-of-foreign-judgments-in-civil-or-commercial-matters-hague-201#the-consultation-1. 
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B. Niedrige 

Beitrittsvoraussetzungen 
als Risiko für die 

Annäherung 

 

Das HAVÜ steht allen Staaten zum Beitritt offen (Art. 24 Abs. 3 

HAVÜ). Ein Jahr nach der Ratifikation tritt dann das Überein-
kommen auch für diesen Staat in Kraft (Art. 28 Abs. 2 lit. a, 29 

Abs. 2 HAVÜ). Damit ist die einzige Voraussetzung neben der 

Qualität als Staat eine technische, nämlich die Ratifikation. Die 
Anforderungen an den Beitritt sind niedrig. 

Die Rechtsstaatlichkeit ist keine Beitrittsvoraussetzung. So hat 

etwa die Russische Föderation das HAVÜ am 17. November 
2021 unterzeichnet, aber noch nicht ratifiziert.12 Der russischen 

Justiz wurde wiederholt mangelnde Unabhängigkeit vorge-

worfen.13 Im Zuge des Krieges Russlands gegen die Ukraine ver-

lor Russland am 16. September 2022 den Status als Vertrags-
partei der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK)14, 

die nun nicht mehr als kompensatorisches Element die Defizite 

der russischen Justiz ausgleichen kann. 

 Neben Russland gibt es eine Vielzahl von Staaten, die keine 

Rechtsstaaten sind, in denen Korruption herrscht oder grund-

legende Verfahrensregeln nicht eingehalten werden. Dennoch 
könnten diese Staaten dem HAVÜ beitreten. Fraglich ist, ob 

dies ein Risiko für die Integrität des Übereinkommens und der 

Vertragsparteien darstellt. 

Die Position der Europäischen Union, zumindest wenn es nach 
dem Europäischen Rat geht, ist klar: Das Übereinkommen er-

laubt die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen 

aus Drittstaaten in der Union nur dann, wenn die Grundprinzi-
pien des Unionsrechts eingehalten werden.15 

 Darüber hinaus besteht eine Opt-out-Möglichkeit nach Art. 29 

Abs. 2 HAVÜ: Macht ein Mitgliedstaat von diesem Recht Ge-
brauch, so entstehen zwischen ihm und dem beitretenden Mit-

gliedstaat keine Beziehungen nach diesem Übereinkommen. 

Nicht der Beitritt eines Staates zum Übereinkommen ist das 

Hindernis, sondern die tatsächliche Anerkennung und Vollstre-
ckung seiner Entscheidungen. Gerade diese sollte aber durch 

das Haager Übereinkommen erleichtert werden.  

 Wird also der Sinn und Zweck des Übereinkommens durch 
diese Schutzmechanismen unterlaufen? Dies ist eine Frage der 

Abwägung zwischen der Integrität des HAVÜ und der Integrität 

 

12 https://www.hcch.net/de/instruments/conventions/status-table/?cid=137. 
13 https://www.bpb.de/themen/europa/russland/47954/das-justizsystem-russlands/. 
14 https://www.coe.int/de/web/portal/-/russia-ceases-to-be-a-party-to-the-european-convention-of-human-rights-on-16-
september-2022. 
15 https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-13494-2021-INIT/de/pdf, S. 3. 
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der nationalen Rechtsordnungen, wobei Frankreich und 

Deutschland ausländische Entscheidungen nicht pauschal 
nach dem Kriterium des Herkunftslandes akzeptieren oder ab-

lehnen. Insofern ist das Verfahren nach dem nationalen Recht 

(s. o.) wohl das Äußerste, was im Kontakt mit Drittstaaten mög-
lich ist. Entsprechend leicht fiel es der Europäischen Union, das 

Übereinkommen zu ratifizieren.  

III. Fazit 

 

Das HAVÜ kommt zu einer Zeit, die nicht unbedingt von Offen-
heit geprägt ist. Man denke nur an die Corona-Pandemie oder 

den Krieg in der Ukraine. Solche Krisen neigen dazu, vermeint-

lich Nebensächliches aufzuschieben oder in Vergessenheit ge-

raten zu lassen. Es bleibt zu hoffen, dass sich das Schicksal des 

gescheiterten Vorgängerübereinkommens nicht wiederholt. 

Am 1. September 2023 wird jedenfalls das Haager Anerken-

nungs- und Vollstreckungsübereinkommen (HAVÜ) in Kraft tre-

ten, wenn auch nur zwischen der EU und der Ukraine. 

 Sebastian Glas studiert Rechtswissenschaften an der Ludwig-Maximi-

lians-Universität in München. Im Rahmen des Bermupa-Programms 
verbrachte er drei Semester an der Université Paris-Panthéon-Assas 

(Paris II), wo er erfolgreich die Licence en droit erwarb. Im Anschluss 
daran absolvierte er das erste Semester des Masterstudiengangs Droit 

des affaires. 

 Dr. Konstanze Brieskorn ist Rechtsanwältin in Berlin, Kanzlei hw&h 
Hertslet Wolfer & Heintz Avocats & Rechtsanwälte, Paris. Ihre Tätig-

keitsschwerpunkte sind Arbeits- und Wirtschaftsrecht im deutsch-fran-

zösischen Rechtsverkehr. 

Sie ist Mitglied der Schriftleitung der Actualités. 

 Im Januar 2023 wurden die Exzellenzpreise der Deutsch-Französi-
schen Hochschule (DFH) in der Französischen Botschaft in Berlin bei 

Anwesenheit des französischen Botschafters, Herrn François Delattre, 
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und des Präsidenten der DFH, Herrn Prof. Dr. Philippe Gréciano, ver-

liehen. Unser Vizepräsident, Herr Dr. Heiner Baab, vertrat die DFJ, die 
auch dieses Jahr zwei Preise für junge Jurist*innen gestiftet hat. Die 

Förderung von jungen Jurist*innen mit deutsch-französischem Hinter-

grund ist eines der wichtigsten Anliegen der Vereinigung, das auch 
durch die Gewährung von Praktikumsstipendien, von Druckkostenzu-

schüssen für wissenschaftliche Arbeiten und nicht zuletzt durch die 

vergünstigte Teilnahme an unseren Tagungen umgesetzt wird. 

 Die Exzellenzpreise 2023 sind insofern beachtlich, als zwei Jurist*in-

nen ausgezeichnet wurden, die in Deutschland aufgewachsen und we-

der familiäre Verbindungen noch während der Schulzeit längere Auf-

enthalte in Frankreich oder in einem anderen frankophonen Land ver-

bracht haben. Dass beide hervorragende Examina sowohl an deut-

schen als auch an französischen Jurafakultäten abgelegt haben, ist 

Beweis, dass durch Motivation und Fleiß hochwertige akademische 

Abschlüsse auch im anderen Land erreicht werden können. Zugleich 

ist dies Aufmunterung für alle, bei denen das Erlernen der Fremdspra-

che relativ spät im Curriculum stattgefunden hat, und fürchten könn-
ten, dass sie sich die für die Beherrschung einer anderen Rechtsord-

nung erforderlichen sprachlichen Fertigkeiten nicht im Rahmen des 

Studiums aneignen können. 

 

Herr Vincent Voerster, dessen hervorragende Leistungen im Studium 
durch den von der DFJ gestifteten Exzellenzpreis 2023 anerkannt wur-

den, ist dafür ein perfektes Beispiel. Er besuchte in Stuttgart ein huma-

nistisches Gymnasium mit musikalischem Schwerpunkt und den 
Fremdsprachen Englisch und Latein. Französisch gehörte nicht zu sei-

nem Fächerkanon, wurde jedoch durch den freiwilligen Besuch einer 

Französisch-AG entdeckt. Als Herr Voerster sein Studium an der Lud-
wig-Maximilian-Universität aufnahm, wurde er auf das BerMüPa-Pro-

gramm aufmerksam und entschied, seine damals noch aufbaufähigen 

Französisch-Kenntnisse durch den Besuch von Einführungsvorlesun-

gen zum französischen Recht zu vertiefen. Nach erfolgreichem Beste-
hen der Einführungskurse bewarb er sich im 3. Semester für das Ber-

MüPa-Programm und wurde aufgenommen. Es folgten drei Semester 

an der Universität Paris-Panthéon-Assas mit den Abschlüssen der Li-
cence en droit und des Master en droit européen. Für Herrn Voerster war 

dieser Masterstudiengang die Gelegenheit, das Europarecht in einer 

Weise zu vertiefen, die so an deutschen Universitäten vor dem ersten 
Staatsexamen nicht möglich ist, kombiniert mit einer sehr attraktiven 

modernen Aufbereitung des Vorlesestoffs.  

 Herr Voerster, dessen Leistungen bei der Ersten Juristischen Staats-

prüfung von dem Bayerischen Justizminister geehrt wurden, ist heute 
Rechtsreferendar bei dem Oberlandesgericht München. Derzeit absol-
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viert er seine Wahlstation im Münchener Büro der internationalen An-

waltssozietät Hogan Lovells, speziell im Bereich Arbitration. Zuvor war 
er auch in diesem Bereich in der ebenfalls internationalen Kanzlei CMS 

Hasche Sigle im Büro München als wissenschaftlicher Mitarbeiter tä-

tig. Die Schriftleitung der Actualités gratuliert ihm herzlich zum Exzel-
lenzpreis und wünscht ihm weiterhin viel Erfolg für seinen weiteren 

Werdegang. 

 

Unsere weitere Preisträgerin 2023, Frau Nora Hertz, hat gleicherma-
ßen bewiesen, was Zielstrebigkeit und Engagement bewirken können. 

Frau Hertz wählte Französisch erst als dritte Fremdsprache, entschied 

sich aber in der gymnasialen Oberstufe in ihrer Heimatstadt Berlin 

Französisch als Leistungskurs zu wählen. Nach dem Abitur bewarb sie 

sich erfolgreich für ein volontariat écologique franco-allemand des 

Deutsch-Französischen Jugendwerks und absolvierte dieses in Mar-

seille. Bereits durch dieses überdurchschnittliche Engagement als Abi-

turientin verdient Frau Hertz unseren Respekt. Zurück in Berlin nahm 

Frau Hertz ein Studium der Rechtswissenschaft an der Humboldt-Uni-

versität in Berlin auf und – wen wundert es? – besuchte gleich im ers-
ten Semester Kurse zum französischen Recht. Mit weiteren 14 Studie-

renden wurde sie in das Studienprogramm der Europäischen Juristen 

an der European Law School der Humboldt-Universität zu Berlin auf-

genommen. Dieses Programm sieht vor, dass Studierende die Erste 
Juristische Staatsprüfung ablegen und anschließend jeweils ein Jahr 

an zwei Partneruniversitäten des European Law School Netzwerks ab-

solvieren, im Fall von Frau Hertz an der Universität Paris-Panthéon-
Assas und am King’s College London. In Frankreich wählte Frau Hertz 

das droit public général und das droit comparé, eine mutige Entschei-

dung, die sich von den üblichen privat- bzw. internationalrechtlich ori-
entierten Entscheidungen der internationalen Studierenden unter-

scheidet. Die ausländischen Abschlüsse von Frau Hertz sind somit ein 

Master 1 droit public und ein Master of Laws mit Schwerpunkt transna-

tional law. Die englische Masterarbeit, wofür Frau Hertz speziell aus-
gezeichnet wurde, befasst sich mit der Rolle der NGO in der Durchset-

zung des Umweltrechts in Deutschland, Frankreich und Großbritan-

nien, am Beispiel der EU-Luftreinhalterichtlinie.  

Heute ist Frau Hertz wissenschaftliche Mitarbeiterin am Institut für Öf-

fentliches Recht, Abteilung 2 (Völkerrecht, Rechtsvergleichung und 

Rechtsethik) der Universität Freiburg und promoviert bei Frau Prof. Dr. 
Silja Vöneky. Schwerpunkt ihrer Forschung sind rechtliche und rechts-

ethische Fragen der Neurotechnologie. Auch ihr gratulieren wir herz-

lich zum Exzellenzpreis und wünschen ihr viel Erfolg bei der Promo-

tion.  
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 Le soixante-dixième anniversaire de la DFJ, en cette année 2023, est 

également une date importante pour l’Office Franco-Allemand pour la 
Jeunesse (OFAJ) qui fête ses soixante ans. Créé en juillet 1963 pour la 

mise en œuvre du Traité de l’Elysée liant la France et l’Allemagne, 

cette organisation binationale a pour mission d’encourager les rela-

tions entre les jeunes des deux pays, de renforcer leur compréhension 
et, par ce biais, de faire évoluer les représentations du pays voisin. 

L’OFAJ apporte son soutien à des échanges et des projets de jeunes de 

France et d'Allemagne sous diverses formes : échanges scolaires et 

universitaires, jumelages de villes et de régions, rencontres sportives 

et culturelles, stages et échanges professionnels, bourses de voyage, 

travaux de recherche, mais aussi aux rencontres annuelles de la DFJ. 

 L’engagement en faveur de la coopération franco-allemande de 

l’OFAJ a conduit en 2009 à la création du programme des jeunes am-

bassadeurs et ambassadrices. Le réseau, composé de 99 jeunes volon-

taires entre 18 et 30 ans, est représenté sur l’ensemble des territoires 
français et allemand et a pour vocation de permettre une rencontre 

directe avec les publics de l’Office franco-allemand pour la Jeunesse. 

 Les Jeunes Ambassadrices et Ambassadeurs OFAJ constituent en 
outre un groupe de réflexion et un réseau d’information ayant pour 

objectif de faciliter l’échange et le dialogue entre et avec les jeunes, les 

associations, les clubs de jeunes, les institutions, etc. Tissant des liens 
au niveau local et régional, ils sont à la fois actrices et acteurs de ter-

rain et intermédiaires avec l’OFAJ. Leur rôle principal consiste à infor-

mer, représenter, conseiller et encourager des projets réalisés par les 

jeunes et pour les jeunes au service de la coopération franco-alle-
mande. 

 Ainsi, l’OFAJ, en tant qu’acteur principal du monde franco-allemand 

et de la jeunesse, permettrait à de jeunes juristes de profiter d’oppor-
tunités telles que des possibilités d’échange hors du cadre universi-

taire, mais aussi de se former, d’élargir leur réseau ou encore d’élabo-

rer des projets ayant trait à la coopération européenne. À titre 
d’exemple, un groupe de jeunes ambassadeurs représentera l’OFAJ à 

la Rencontre des Jeunes Européens (European Youth Event-EYE) orga-

nisée par le Parlement Européen, qui se déroulera à Strasbourg en juin 

prochain. 
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Gabrielle Le Porcher est Jeune Ambassadrice de l’OFAJ et étudiante en Master 

1 en droit bancaire et financier, relations et affaires internationales à l’Univer-

sité de Strasbourg et en Master of Laws en droit bancaire, des affaires, de la 

finance et des valeurs mobilières à la Albert-Ludwigs-Universität de Freibourg 
en Breisgau. Elle est titulaire d’une double licence en droit franco-allemand ob-
tenue au Centre Juridique Franco-Allemand de l’Université de la Sarre et à 

l’Université Toulouse Capitole. 

 

 

 

Unternehmensjurist*innen sind oft weniger sichtbar und damit auch we-

niger präsent auf dem Tableau der juristischen Berufe. Dabei ist ihre Ar-

beit als erste juristische Anlaufstelle im Unternehmen und als Bindeglied 
zu externen Beratern so immens wichtig. 

Wir stellen daher mit Franziska Läßle eine junge Juristin vor, die sowohl 

die anwaltliche als auch die Tätigkeit als Referentin kennen gelernt und 
sich schließlich für die Tätigkeit im Unternehmen entschieden hat. 

Nach dem Abitur studierte sie Rechtswissenschaften in Tübingen und in 

Aix-en-Provence. Nach dem Ersten Staatsexamen machte sie ein Prakti-
kum beim Europäischen Verbraucherzentrum Deutschland in Kehl und 

ging dann für das Referendariat nach Ulm. Ihre Wahlstation absolvierte 

Franziska Läßle beim Europäischen Amt für Betrugsbekämpfung OLAF 

und begann dann einen LL.M. im internationalen öffentlichen Recht an 
der Brussels School of International Studies der University of Kent. Da-

neben startete sie als Rechtsanwältin bei der Kanzlei Luther und wech-

selte anschließend als Referentin an den Standort der Bundesrechtsan-
waltskammer in Brüssel. 

Anschließend begann sie ihre Karriere als Unternehmensjuristin in Paris 

bei dem Automobilzulieferer Plastic Omnium als Legal Counsel Belgien, 
Deutschland, Polen und Slowakei und wechselte im Januar 2023 zu In-

sight. 

Wie kamen Sie dazu, sich 

als Juristin mit dem Recht 
Frankreichs bzw. anderer 

französischsprachiger 

Länder zu befassen? 

Meine erste Berührung mit dem französischen Recht hatte ich in Aix-

en-Provence während meines Auslandsjahres. Meine Französisch-
kenntnisse waren damals auf Schulniveau und es bot sich die Gelegen-

heit, an dem Auslandsprogramm der Uni teilzunehmen. Da ich hierfür 

allerdings scheinfrei sein musste, absolvierte ich im Schnelldurchlauf 
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erfolgreich alle Scheine während des Sommersemesters, um dann 

zum Wintersemester startklar zu sein. Die erste Zeit in Frankreich war 
aufgrund der Sprache und des neuen ungewohnten Studiensystems 

nicht leicht, doch da ich überwiegend meine Zeit mit Franzosen ver-

brachte, fand ich mich schnell in Sprache und Kultur ein, sodass ich 
gegen Ende meines Studienjahres sogar im Rahmen eines europäi-

schen Moot Courts vor dem EuGH plädieren konnte. 

Im Anschluss an mein Studium zog es mich, auch aus privaten Grün-
den, immer wieder in den französischsprachigen Raum, wo ich jetzt 

beruflich auch angekommen bin. 

Welche Gründe haben Sie 

bewegt, als Juristin in ein 
Unternehmen zu gehen? 

 

Als Unternehmensjuristin habe ich einen tollen Job, der so viel praxis-

näher und vielseitiger ist als eine Tätigkeit in einer Anwaltskanzlei 
oder in der Politik. Meine Erfahrung der anwaltlichen Tätigkeit in einer 

Großkanzlei war, dass sich der Anwalt schnell auf ein Spezialgebiet 

konzentriert. Die Tätigkeit in Politik und Verwaltung war interessant, 

für mich aber langfristig zu theoretisch und zu wenig juristisch. 

 In meinem Job muss ich ständig zwischen den verschiedensten 

Rechtsgebieten hin- und herspringen, Anfragen unter Zeitdruck bear-
beiten, manchmal nur mit Hilfe des Gesetzestextes, unter Nutzung 

meines Wissens, juristischen Denkens oder auch mit Google. Man kann 

sich natürlich die Frage stellen, ob das seriöses juristisches Arbeiten 

ist; im Unternehmen geht es aber letztlich oft nicht um die „richtige“ 
oder „perfekte“ juristische Lösung, sondern mehr um die Abschätzung 

von Risiken und die wirtschaftliche Bewertung eines Sachverhalts und 

seiner Folgen. 

 Meine Aufgaben bestehen darin, die erste interne Anlaufstelle für die 

Mitarbeiter*innen zu sein, diese im Bereich der gängigen Rechtsprob-

leme wie AGB, Verwendung von Vertragsmustern oder force majeure 
zu schulen, Templates zu erstellen, Gruppenverträge unter französi-

schem und auch deutschem Recht zu verhandeln, außergerichtliche 

Streitigkeiten zu beenden oder eben auch die Schnittstelle zu exter-

nen Anwaltskanzleien zu sein. 

Meinen jetzigen Job in einem amerikanischen Unternehmen habe ich 

bewusst gewählt, um die dortige Unternehmenskultur kennen zu ler-

nen; auch wollte ich raus aus dem Bereich Automotiv, da ich mich wei-

terentwickeln will und die Zukunft aus meiner Sicht im IT-Bereich 

liegt. Durch den Einfluss des amerikanischen Rechts habe ich jetzt 

auch verstärkt mit amerikanischen Klauseln und den dahinterste-
ckenden Haftungsproblemen zu tun.  

Welcher Unterschied fällt 

Ihnen zwischen der deut-

schen und der französi-

Als Unternehmensjuristin, gerade in kleineren Unternehmen, die nicht 

viele juristische Mitarbeiter*innen beschäftigen, aber dennoch in 

mehreren Rechtsräumen tätig sind, ist man immer wieder mit anderen 
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schen Rechtspraxis be-

sonders auf, der eventuell 
für Ihre eigene berufliche 

Tätigkeit von Bedeutung 

war beziehungsweise ist? 

Rechtsordnungen konfrontiert. Dabei erscheinen mir deutsche Ge-

setze oftmals systematischer als französische, hier muss ich mir oft-
mals die entsprechende Systematik selbst erarbeiten. Als deutscher 

Jurist ist man aus meiner Sicht aber so gut ausgebildet und breit auf-

gestellt, dass man sich schnell auch in andere Rechtsgebiete und 
Rechtssysteme einarbeiten kann und die Denkweise, die man im deut-

schen Recht erlernt hat, zur Erschließung anderer Rechtsordnungen 

nutzen kann. 

 Eine große Rolle spielt meiner Erfahrung nach auch die Sprache: Deut-

sche Automobilhersteller wollen oft nur auf Deutsch verhandeln, spie-

len darauf, dass in Frankreich kein deutschsprachiger Verhandlungs-

partner zur Verfügung steht und daher die gestellten Verträge leichter 

angenommen werden.  

Bei Plastik Omnium in Paris war ich im ersten halben Jahr allein in der 

Rechtsabteilung und die einzige Kollegin mit Kenntnissen im deut-

schen Recht. Dies war für meine deutschen Verhandlungspartner oft 

überraschend und führte zu besseren Verhandlungsergebnissen für 

meinen früheren Arbeitgeber. Es lohnt sich also für französische Un-
ternehmen, die Geschäfte mit Deutschland machen, durchaus, in 

deutsche Rechtskompetenz inhouse zu investieren. 

 Die Unternehmenskultur unterscheidet sich zwischen Deutschland, 

Frankreich und den USA doch erheblich: 

Während in Frankreich oft Probleme vertagt werden, viele andere Ab-

teilungen eingebunden werden und manchmal vor Entscheidungen 

zurückgeschreckt und stattdessen Verantwortung abgegeben wird, ist 
in einem amerikanischen Unternehmen oft Schnelligkeit gefragt. Ent-

scheidungen müssen oft innerhalb weniger Stunden getroffen wer-

den, ohne dass andere Abteilungen eingebunden werden können oder 
sollen. Damit einher geht ein höherer Druck und eine höhere Verant-

wortung jedes Mitarbeiters sowie eine erhöhte Risikobereitschaft. In 

Deutschland hingegen habe ich das Gefühl, dass ein Problem immer 

erst bis ins Letzte verstanden werden will, bevor eine Entscheidung 
getroffen wird. Viele deutsche Kolleg*innen, die ich im Rahmen von 

Verhandlungen kennenlerne, sind oft zu sehr „Anwalt“ und verkennen 

die „business“-Perspektive.   

Was raten Sie jungen Ju-

rist*innen, die noch in der 

Ausbildung und vor der 
Berufswahl stehen? 

 

Ich habe erfahren, dass die deutsche Juristenausbildung zwar hart, 

aber unglaublich wertvoll ist und wir deutschen Jurist*innen begehrt 

und anerkannt sind.  

Weiter ist es aus meiner Sicht immens wichtig, seinen Horizont zu er-

weitern, Sprachen zu lernen und während des Studiums oder in den 

ersten Berufsjahren für einige Zeit ins Ausland zu gehen. Menschen die 

international unterwegs sind, haben oft die Fähigkeit, sich gut zu ver-
netzen, und das ist später von großem Vorteil. 
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Und schließlich sollte jeder den Mut haben, die selbst gesteckten Ziele 

zu verfolgen, angebliche Standards zu hinterfragen und Dinge auszu-
probieren, und auch nicht davor zurückschrecken, wenn er oder sie 

mal aus der Reihe tanzt. 

 Vielen Dank für das Gespräch! 

 La nouvelle rubrique des Actualités consacrée à l’étude de la jurispru-

dence appliquant le droit du pays voisin nous amène à nous pencher 
sur le droit allemand de la vente désigné par des conditions générales 

d’affaires. Cette situation est très répandue dans les relations com-

merciales internationales, nombre d’opérations de vente internatio-
nale s’appuyant uniquement sur des documents de vente constitués 

de commandes, confirmations de commandes et conditions géné-

rales.  

Particulièrement, les entreprises allemandes exportatrices veillent à 

stipuler l’application de leurs conditions générales, lesquelles ex-

cluent au demeurant, par une clause que l’on peut presque considérer 

comme de style, la Convention des Nations Unies sur les contrats de 

vente internationale de marchandises du 11 avril 1980 (CVIM). 

Application de conditions 

générales d’affaires et 
désignation de la loi ap-

plicable 

Dans un arrêt rendu le 1er décembre 20221, la Cour d’appel de Versailles 

a statué sur un litige opposant une société de droit tchèque qui s’était 
approvisionnée auprès d’une société de droit français d’éléments en 

métal destinés à être assemblés par soudage sur des structures de 

sièges automobiles vendues en Allemagne.  

Alors que le contrat cadre (appelé Nomination Letter) avait été conclu 

entre une société sœur de droit allemand de la société tchèque ache-

teuse et la société française vendeuse, les contrats d’application dé-

terminant le prix des marchandises, le lieu de livraison et les modalités 
de paiement (appelés Price Agreement) furent conclus directement 

entre la société tchèque et la société française. Ce faisant, les condi-

tions générales devant régir la relation contractuelle entre ces der-
nières et réputées avoir été acceptées par l’approbation du Price 

 

1 Cour d’appel de Versailles, arrêt du 1er décembre 2022, RG 21/03438, disponible sur le site dédié à la jurisprudence internationale 
relative à la CVIM https://cisg-online.org, n° 6160. 

https://cisg-online.org/
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Agreement étaient celles de la société allemande. Ces conditions dé-

signaient la loi allemande en tant que loi applicable à l’exclusion ex-
presse de la CVIM. 

Devant la Cour d’appel, la vendeuse française allégua que les condi-

tions générales invoquées par l’acheteur tchèque n’avaient pas été 
portées à sa connaissance et qu’elle ne les avait pas acceptées.  

Dans son arrêt, la Cour d’appel ne thématise toutefois pas cette ques-

tion et se borne à constater que « que les parties étaient liées par un 
‘Price agreement’ signé le 8 octobre 2009 par la société [française], le-

quel renvoie aux conditions générales d’achat de la société [alle-

mande]. Or, ces conditions générales excluent expressément l’appli-

cation de la Convention de Vienne sur la vente internationale de mar-
chandises et visent la loi allemande comme loi applicable au contrat. 

En conséquence, seule sera examinée la question de la déchéance du 

droit d’agir de la société [tchèque] au regard de l’article 377 du Code 

de commerce allemand. »  

Si cette constatation ne s’appuie pas sur des éléments concrets, les-

quels auraient dû au demeurant être précisés dans les motifs, force est 
de constater qu’elle s’écarte des principes reconnus en la matière. La 

doctrine internationale considère en effet que, dans le domaine d’ap-

plication de la CVIM, le simple renvoi à des conditions générales figu-

rant sur un contrat d’application ne suffit pas à lui seul à fonder l’ap-
plication des conditions. Il est de surcroît nécessaire que l’autre partie 

ait eu la possibilité de prendre connaissance des conditions géné-

rales.2 

Délai de dénonciation des 

défauts de la marchan-

dise entre professionnels 

Ayant établi l’application de la loi allemande, la Cour d’appel de Ver-

sailles se penche sur une éventuelle déchéance du droit d’agir de 

l’acheteur tchèque au regard de l’article 377 du Code de commerce al-
lemand (Handelsgesetzbuch - HGB). En l’espèce, les livraisons préten-

dument défectueuses étaient intervenues les 4, 9 et 18 mars 2011. Le 

2 mai 2011, la société acheteuse tchèque informa la vendeuse, par 

courriel émanant d’un de ses ingénieurs, qu’un défaut de soudure 
avait été constaté lors de l’assemblable des éléments en métal. Le 

même mois, le fabricant automobile allemand auquel étaient destinés 

les sièges signala à la société allemande, sœur de l’acheteuse, qu’un 
test de collision avait donné lieu à des résultats non conformes.  

 

2 Voir l’avis n° 13 du CISG Advisory Council du 20.01.2013, téléchargeable sous : https://cisgac.com/wp-
content/uploads/2023/02/German_opinion13.pdf. Cet avis s’appuie notamment sur la jurisprudence du Bundesgerichtshof (arrêt du 
31.10.2001, cisg-online n° 617). Schlechtriem/Schwenzer/Schroeter, Kommentar zum UN-Kaufrecht, 7ème éd., 2019, Art. 14, n° 110 
et suiv., notamment n° 127 ; Kröll/Mistelis/Perales Vicasillas, UN Convention on Contracts for the International Sale of Goods, 2ème éd., 
2018, n° 38 et suiv. Pour l’état des discussions, voir également Witz, Vente internationale de marchandises, 2ème éd, 2023, n° 231-81 
et suiv. 

https://cisgac.com/wp-content/uploads/2023/02/German_opinion13.pdf
https://cisgac.com/wp-content/uploads/2023/02/German_opinion13.pdf
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La Cour énonce tout d’abord les principes applicables en déclarant 

comme suit : « L’article 377 du Code de commerce allemand (HGB) dis-
pose qu’en matière de vente entre professionnels, l’acheteur est tenu 

d’inspecter les marchandises immédiatement après leur livraison par 

le vendeur et d’informer aussitôt ce dernier de tout éventuel défaut de 
conformité; si l’acheteur omet de dénoncer un éventuel défaut, les 

marchandises sont réputées avoir été approuvées, à moins qu’il ne 

s’agisse d’un défaut de conformité non décelable par l’examen de la 
marchandise à la livraison; si le défaut de conformité est décelé ulté-

rieurement, la dénonciation doit se faire immédiatement après la dé-

couverte de ce défaut, faute de quoi la marchandise est considérée 

comme acceptée par l’acheteur malgré l’existence dudit défaut. »  

Quant à la forme de la dénonciation, qui en l’espèce avait été réalisée 

par courriel, la Cour, reprenant les allégations de l’acheteuse, cons-

tate, « qu’il est parfaitement admis, en droit allemand, que le défaut 

de conformité des produits vendus soit dénoncé par courriel, aucune 

forme n’étant requise par l’article 377 susvisé ». Enfin, s’agissant du 

délai de dénonciation, les juges d’appel estiment que le délai raison-
nable prévu à l’article 377 du HGB a bien été respecté puisque qu’en 

l’espèce, « les premières anomalies avaient été constatées début mai 

2011 lors de l’assemblage des articulations issues des livraisons du 

mois de mars 2011 et que ces anomalies ne pouvaient pas être détec-
tées avant le soudage des pièces ».  

Sur ces deux points, la Cour d’appel de Versailles a bien appliqué le 

droit allemand. Des vices cachés, non-apparents lors de la livraison, 
doivent être dénoncés à leur découverte (art. 377 al. 3 HGB). Précisé-

ment, dès le premier indice d’un éventuel défaut, l’acheteur doit pro-

céder à l’inspection prévue à l’article 377 et, si celle-ci révèle un dé-
faut, il doit procéder à sa dénonciation.3 Cette dénonciation doit avoir 

lieu immédiatement (unverzüglich, c’est-à-dire sans retard fautif au 

sens de l’article 121 du Code civil allemand - BGB), ce qui, selon la ju-

risprudence correspond à un délai très court d’un à deux jours, week-
end non compris.4 Quant à la forme, il est acquis que la dénonciation 

n’est soumise à aucune forme, mais l’acheteur aura soin de constituer 

la preuve de la dénonciation. Ainsi, la dénonciation par courriel est 
certes possible mais lorsque la réception du courriel est contestée par 

 

3 Hopt-Leyens, Handelsgesetzbuch, 42ème éd., 2023, § 377 n° 39. Münchener Kommentar-Grunewald, Handelsgesetzbuch, 5ème éd., 
2021, § 377 n° 78. 
4 Hopt-Leyens, Handelsgesetzbuch, 42ème éd., 2023, § 377 n° 35. Münchener Kommentar-Grunewald, Handelsgesetzbuch, 5ème éd., 
2021, § 377 n° 81. 
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l’adversaire, sa preuve sera faible5, l’acheteur ayant la charge de la 

preuve de la réception par le vendeur de l’information6. 

Notons en marge que la déchéance du droit d’agir par manque de dé-

nonciation des vices cachés dans le délai raisonnable suivant la dé-

couverte des vices, prévue par la loi allemande, rend la loi allemande 
plus favorable au vendeur professionnel que ne l’est la loi française.  

Suspension du cours de la 

prescription par la con-
duite de négociations 

 

Le délai de déchéance visé à l’article 377 HGB n’est pas un délai d’agir 

et ne doit pas être confondu avec un délai de prescription. Si ce pre-
mier délai a bien été respecté, encore faut-il que l’action en justice soit 

ensuite engagée avant prescription des droits.  

Dans l’espèce soumise à la Cour d’appel de Versailles, l’assignation 

avait été délivrée devant le tribunal de commerce de Nanterre le 28 
mars 2013. Or, l’article 438 du BGB soumet l’action fondée sur la dé-

fectuosité de la chose vendue à un délai de prescription de deux ans à 

compter de la livraison de la chose, ainsi que le rappelle à juste titre la 
Cour d’appel. On relèvera cette nouvelle différence de taille par rap-

port à la loi française qui fait courir le délai de deux ans à compter du 

jour de la découverte du vice (article 1648 du Code civil).  

Alors même que le délai de deux ans avait expiré à la date de déli-

vrance de l’assignation, la Cour ne va pas accepter la fin de non-rece-

voir invoquée par la vendeuse française, en constatant que le cours de 

la prescription avait été suspendu du fait des négociations menées 
entre les parties quasiment jusqu’à la délivrance de l’assignation. 

Pour ce faire, elle se base sur l’article 203 du BGB lequel établit une 

cause de suspension par des négociations entre débiteur et créancier 
portant sur le droit ou les circonstances établissant le droit. La suspen-

sion cesse dès lors qu’une des parties refuse la poursuite des négocia-

tions. Là aussi, le droit allemand se montre plus flexible que le droit 
français qui refuse de voir dans des pourparlers menés entre les par-

ties une cause de suspension.7  

Lorsque les négociations ont échoué et que l’affaire est portée en jus-

tice, il n’est cependant pas rare que les parties ne s’entendent plus sur 
la nature des discussions menées pendant la phase précontentieuse. 

Pour cette raison, un accord de renonciation à la prescription pendant 

une période déterminée est toujours utile.  

Dans l’affaire soumise à la Cour de Versailles, les parties avaient bien 

envisagé la conclusion d’un tel accord mais la société française ven-

deuse s’y était opposée en indiquant qu’elle était « sur le principe, 

 

5 Hopt-Leyens, Handelsgesetzbuch, 42ème éd., 2023, § 377 n° 40. 
6 Münchener Kommentar-Grunewald, Handelsgesetzbuch, 5ème éd., 2021, § 377 n° 73. 
7 Cour de cassation, Chambre civile 2, arrêt du 5 octobre 1988, n° 87-16.371. 
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prête à discuter et investiguer sur les prétendues défectuosités des ar-

ticulations » mais qu’elle ne voyait pas « la nécessité ni l’intérêt parti-
culier de [l’acheteuse] à obtenir un accord écrit de renonciation à la 

prescription » tout en confirmant « à nouveau sa bonne volonté ». La 

teneur de cette lettre, combinée avec les autres échanges mènent les 
juges d’appel à la conclusion que, tout au moins jusqu’à la date de 

cette lettre, des négociations suspensives du cours de la prescription 

étaient bien en cours entre les parties.  

Ainsi, l’assignation délivrée deux jours après ladite lettre est jugée 

non-prescrite. À cet égard, la Cour d’appel a interprété souveraine-

ment les circonstances de l’espèce tout en appliquant correctement le 

droit civil allemand. En effet, il n’est certainement pas nécessaire que 

le débiteur du droit reconnaisse l’existence du droit, voire même se 

déclare disposer à transiger. Il suffit que le créancier puisse déduire 

des déclarations du débiteur que celui-ci accepte de s’engager dans 

une discussion sur le bien-fondé de la prétention.8 

Alors que la société tchèque a obtenu gain de cause sur l’application 

de la loi allemande et le rejet des fins de non-recevoir basées sur la 
déchéance et la prescription du droit, elle succombe finalement avec 

ses demandes, la Cour de Versailles estimant que la demanderesse ne 

rapporte pas la preuve que la cause du dommage est imputable à la 

vendeuse. La Cour rejette également la demande d’expertise formée 
par la demanderesse au motif que cette demande, intervenant plus de 

deux ans après les faits, n’est plus justifiée, les éléments de preuve 

ayant probablement disparu. Cette demande n’était plus régie par la 
loi allemande, mais bien par la loi française, loi de la procédure.  

Quoi qu’il en soit, l’arrêt du 1er décembre 2022 de la Cour de Versailles 

nous fournit un exemple réussi de l’application de la loi allemande par 
le juge français et livre au juriste d’horizon français des informations 

utiles pour comprendre l’articulation des délais de déchéance et de 

prescription en droit allemand de la vente.  

 

 

Dr. Fabienne Kutscher-Puis, LL.M. ist Rechtsanwältin in Düsseldorf, Fachan-
wältin für Internationales Wirtschaftsrecht und Avocat à la Cour de Paris. 

Ihr Tätigkeitsschwerpunkt ist das Handels- und Vertriebsrecht im deutsch-

französischen Rechtsverkehr. 

Sie ist Mitglied im Vorstand der DFJ und Schriftleiterin der Actualités. 

 

8 Grüneberg-Ellenberger, Bürgerliches Gesetzbuch, 82ème éd., 2023, § 203 n° 2. 
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 Der EuGH hatte in einem Urteil vom 14. Mai 2019 (C-55/18) auf Vorlage 
eines spanischen Gerichts entschieden, dass Arbeitgeber ein „objekti-

ves, verlässliches und zugängliches System“ zur Erfassung der tägli-

chen Arbeitszeit ihrer Arbeiternehmer einführen müssen. Dies ergebe 

sich durch Auslegung der Arbeitszeitrichtlinie sowie der Arbeitsschutz-
Rahmenrichtlinie. Nur so lasse sich überprüfen, ob zulässige Arbeits- 

und Ruhezeiten eingehalten würden. 

Unter Verweis auf dieses Urteil und in unionsrechtskonformer Ausle-
gung von § 3 Abs. 2 des Arbeitsschutzgesetzes (ArbSchG) entschied 

das Bundesarbeitsgericht (BAG) sodann am 13. September 2022 

(1 ABR 22/21), dass ab sofort die gesamte Arbeitszeit der Arbeitnehmer 
in einem Betrieb aufzuzeichnen sei. Zur Sicherung des Gesundheits-

schutzes hätten Arbeitgeber “für eine geeignete Organisation zu sor-

gen und die erforderlichen Mittel bereitzustellen.” 

Während in Frankreich der Code du travail bereits detaillierte Pflichten 
zur Dokumentation der Arbeitszeiten vorsah und hier aufgrund des 

EuGH-Urteils keine legislativen Anpassungen vorzunehmen waren, 

war bislang in Deutschland gesetzlich nur eine Pflicht zur Dokumenta-
tion von Überstunden und Arbeitszeit an Sonn- oder Feiertagen in § 16 

Abs. 2 ArbZG vorgesehen.  

An diese Vorschrift knüpft der nunmehr am 24. April 2023 vorgelegte 
Referentenentwurf des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales 

(BMAS), der dort eine allgemeine Pflicht zur elektronischen Aufzeich-

nung von „Beginn, Ende und Dauer der täglichen Arbeitszeit der Ar-

beitnehmer jeweils am Tag der Arbeitsleistung“ und zur Aufbewah-
rung der Arbeitszeitnachweise einführt. 

Die Erfassung kann durch die Arbeitnehmer erfolgen, der Arbeitgeber 

bleibt jedoch letztlich für die ordnungsgemäße Aufzeichnung verant-
wortlich (Abs. 3) und hat „durch geeignete Maßnahmen sicherzustel-

len, dass ihm Verstöße gegen die gesetzlichen Bestimmungen zu 

Dauer und Lage der Arbeits- und Ruhezeiten bekannt werden“ (Abs. 4). 
Auf Anforderung des Arbeitnehmers hat der Arbeitgeber diesen über 

die aufgezeichnete Arbeitszeit zu informieren und ihm eine Kopie der 

Aufzeichnungen zur Verfügung zu stellen (Abs. 5). Abweichungen hier-

von sind über einen Tarifvertrag oder auf Grund eines Tarifvertrags in 
einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung zulässig (Abs. 7). 
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Genauere Vorgaben zur Ausgestaltung der elektronischen Erfassung 

fehlen, daher ist neben Zeiterfassungsgeräten auch die elektronische 
Aufzeichnung mit Hilfe von Apps oder Excel-Tabellen zulässig. 

Die Verortung der Pflicht zur Zeiterfassung im Arbeitszeitgesetz (und 

nicht, wie das BAG es tut, im Arbeitsschutzgesetz), nimmt leitende An-
gestellte im Sinne von § 5 Abs. 3 BetrVG von der Pflicht zur Arbeits-

zeiterfassung aus. Dies führt zu der im Vorfeld des Entwurfs viel disku-

tierten Frage der Beibehaltung der Vertrauensarbeitszeit. Diese soll 
laut Entwurf jedoch weiterhin möglich sein, solange die gesetzlich zu-

lässigen Höchstarbeitszeiten nicht überschritten und die Pausenzei-

ten eingehalten werden und beides dokumentiert ist. 

Die Frage, ob das deutsche Arbeitszeitmodell insgesamt noch zeitge-
mäß ist oder einer Anpassung an veränderte Arbeitsbedingungen und 

-anforderungen bedarf, wird in dem Entwurf und in den vielfältigen 

Diskussionen in Lehre und Praxis kaum berührt. Ein Blick nach Frank-
reich und die hier zur Auswahl stehenden Arbeitszeitmodelle über die 

35-Stunden-Woche hinaus böte hier Anregungen zur Neugestaltung 

der Arbeitszeit insgesamt. 

(s. dazu auch die Rezension der Dissertation von Philipp Wollert in die-

ser Ausgabe) 

 

 

 

Dr. Konstanze Brieskorn ist Rechtsanwältin in Berlin, Kanzlei hw&h Hertslet 

Wolfer & Heintz Avocats & Rechtsanwälte, Paris. Ihre Tätigkeitsschwerpunkte 
sind Arbeits- und Wirtschaftsrecht im deutsch-französischen Rechtsverkehr. 

Sie ist Mitglied der Schriftleitung der Actualités. 
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 Zu einem Zeitpunkt, in dem in der französischen Nationalversamm-

lung um das Zustandekommen des am Ende dieser Wahlperiode 
wohl politisch wichtigsten Vorhabens gerungen wurde, um die Be-

sprechung der in deutscher Sprache verfassten Dissertation einer 

deutschen Juristin über ein zumindest derzeit noch spezifisch franzö-
sisches Thema der nationalen Gesetzgebung, zu bitten, ist eine Her-

ausforderung. Zwar ist der von Staatspräsident Emmanuel Macron 

mit Hilfe seiner Premierministerin Elisabeth Borne für einen Abbruch 
der Schlussabstimmung im Parlament – der Senat hatte der geplan-

ten Rentenreform schon zugestimmt – aktivierte Art. 49 der französi-

schen Verfassung schon seit deren Neufassung 1958 in Geltung und 

wurde früher bereits häufiger in Anspruch genommen, worauf die im-

mer gut informierte Pariser Korrespondentin der FAZ aufmerksam 

gemacht hat.9 Aber Macron hat die Neuordnung des Rentensystems 

nun einmal zu einem Hauptpunkt seines Einstiegs in die bevorstehen-

den Wahlauseinandersetzungen gemacht; und schließlich war er es, 

worauf in der hier zu besprechenden Arbeit (S. 18. Fn. 14) ausdrück-

lich hingewiesen und damit zu einer Art Leitmotiv unterlegt wird, in 
seinem Wahlprogramm von 2017 selbst den „Ausbau von Bürgerbe-

teiligung durch innovative Methoden zur Evaluierung der parlamen-

tarischen und gesetzgeberischen Arbeit“ versprochen hat. 

 Dies vorausgeschickt, hätte vielleicht schon für sich allein eine Einbe-
ziehung dieser Dissertation in die Auswahl für die Schriftenreihe der 

Deutsch-Französischen Juristenvereinigung sein können, obwohl es 

sich nicht um eine rechtsvergleichende Arbeit handelt. Die deutsche 
Verfassungs- und Parlamentsrechtslage ganz allgemein, und auf den 

nach dem Zweittitel in den Mittelpunkt gestellten Gegenstand der Bi-

oethik bezogen erst recht, wird nämlich etwas lieblos an den Rand 
geschoben. Denn es genügt nicht, auf etwaige Folgen einer zuneh-

menden Parlaments- und damit Repräsentationsmüdigkeit zu ver-

weisen. Es hat durchaus Ansätze nicht erst jetzt, sondern schon in den 

50er und 60er Jahren zu einer Veränderung des Blickwinkels auf die 
Akzeptanz politischer Entscheidungen je nach ihrem Zustandekom-

men gegeben. Auch das für die Arbeit als „Beispiel“ gewählte „Kon-

sultationsverfahren zur Revision des französischen Bioethikgesetzes“ 
ist zwar charakteristisch für die manchmal auch für den geübten Ken-

ner des Aufbaus des französischen Rechtssystems unübersichtliche 

„(Un)-Ordnung“, aber keinesfalls symptomatisch für die Arbeit fran-
zösischer Entscheidungsfinder. 

 

9 Siehe auch in diesem Zusammenhang den lesenswerten Artikel von Marc Zitzmann, „Jasager gegen Saboteure" (FAZ vom 29.04.2023, 
S. 14), der sich mit der jüngsten Entscheidung des Conseil constitutionnel zur Rentenreform befasst (Décision n° 2023-849 DC du 14 avril 
2023 sur la loi de financement rectificative de la sécurité sociale pour 2023). 
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In die führt die Dissertation jedoch sachgenau und präzise für dieses 

Objekt ein. Im Mittelpunkt steht das 2011 ins Leben gerufene Comité 
Consultatif National d’Éthique pour les Sciences de la Vie et de la Santé, 

das zwar eine quasi-staatliche Funktion hat, aber durch den Auftrag 

zur regelmäßigen Einberufung von États Généraux de la Bioéthique 
mit Repräsentanten aus einschlägig ausgewiesenen und teilweise 

vorbestimmten Bevölkerungsgruppen mit dem Ziel der Erarbeitung 

von Vorschlägen zur Revision des französischen Bioethikgesetzes – 
daher der Haupttitel – von der Verfasserin als „innovatives Beteili-

gungsverfahren in modernen Demokratien“ eingeordnet, bewertet 

und zur Grundlage von eigenen Kriterien gemacht. Diese wiederum 

werden an den Vorschlägen gemessen, die von den États Généraux zu 

den einzelnen, zwar stets unter der Überschrift „Bioéthique“ geführ-

ten, aber durchaus in ihrem Gewicht und entsprechend ihrer sachöf-

fentlichen Einschätzung unterschiedlichen Komplexen des Ge-

samtthemas gemacht worden sind. Die mit Akribie dazu durchfors-

tete französische Fachliteratur mag dazu führen, dass nicht nur Juris-

ten und Juristinnen und die besonders in der Arbeit aufgerufenen Po-
litologen und Politologinnen mit Gewinn darin lesen. Und das ist 

schließlich der Sinn einer Aufnahme derartiger Arbeiten in eine ei-

gene Reihe. 

 Dr. Philipp Wollert, seit 2021 Rechtsanwalt am Kölner Standort von 

Mazars in der Praxisgruppe Arbeitsrecht und im French Desk, stu-

dierte von 2010 bis 2016 Rechtswissenschaften an den Universitäten 
Köln und Paris 1 Panthéon-Sorbonne im Rahmen des Deutsch-Fran-

zösischen Studiengangs. Nach seinem Abschluss war er von 2017 bis 

2021 als wissenschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl von Prof. Bar-

bara Dauner-Lieb in Köln und schrieb dort auch seine Promotion zum 

Thema der déconnexion, die im vergangenen Jahr in der Schriften-

reihe der Deutsch-Französischen Juristenvereinigung bei Nomos er-

schien. 

 Mit dem Thema der „ständigen Erreichbarkeit im Mobile Office“ hat 

Philipp Wollert das hochaktuelle Thema der immer stärkeren Verwi-

schung der Grenzen zwischen beruflicher und privater Sphäre aufge-
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griffen, für das Problembewusstsein und Lösungsansätze erst lang-

sam reifen. Es wirft die Frage nach dem Recht oder sogar der Pflicht 
der Arbeitnehmer*innen auf bzw. zu Einschränkung der durch tech-

nologischen Fortschritt insbesondere in der Kommunikation, aber 

auch durch die Zunahme von Home Office und Mobile Office im Zuge 
der Corona-Pandemie ermöglichten ständigen Erreichbarkeit. Die 

Frage, ob die geltenden gesetzlichen Regelungen zu Arbeits- und Ru-

hezeiten die Arbeitnehmer*innen noch ausreichend schützen oder 
angepasst werden müssen, geht einher mit der Frage, wie die Arbeits-

leistung und -zeit einerseits sowie andererseits Freizeit und Ruhezei-

ten definiert werden sollen und wie sich telefonische oder elektroni-

sche Erreichbarkeit in diese Kategorien einfügen. Hierzu kann ein 

Blick in die Rechtssysteme anderer Länder Erkenntnisse liefern. 

 Philipp Wollert blickt dazu zunächst nach Frankreich, wo das Recht 

auf Nichterreichbarkeit im Jahr 2016 in Art. L. 2242-17 Nr. 7 und Art. 

L. 3121-64 II Nr. 3 des Code du travail eingeführt wurde, ausgestaltet 

als Themen, die bei den jährlichen Verhandlungen von Betriebs- oder 

Kollektivvereinbarungen sowie von individuellen Vereinbarungen 
über die Pauschalierung von Arbeitszeit zu berücksichtigen sind. Eine 

gesetzliche Definition des droit à la déconnexion fehlt zwar, sodass 

den Verhandlungspartnern, aber auch der das Thema gelegentlich 

aufgreifenden Rechtsprechung ein gewisser Gestaltungs- und Ausle-
gungsspielraum gegeben ist. Dennoch zeigt der Blick des Autors in 

eine ganze Reihe von Kollektivvereinbarungen großer französischer 

Unternehmen wie Orange, Michelin, Areva oder Carrefour, dass das 
Thema angegangen und nach – sehr unterschiedlichen und zum Teil 

unternehmensspezifischen – Lösungsmöglichkeiten gesucht wird. 

 In einem weiteren Schritt blickt der Autor auf die Gesetzgebung an-
derer Länder, die bereits ein Recht auf Nichterreichbarkeit gesetzlich 

verankert haben oder in denen zumindest ein Gesetzesentwurf vor-

liegt, wie Italien, den Philippinen, Südkorea, Belgien oder den USA. 

Hier stand häufig die französische Gesetzgebung Pate, aber auch an-
dere Länder, die eben noch keine entsprechende Regelung erlassen 

haben. 

 Damit stellt sich für das deutsche Recht die Frage, ob die aktuellen 
Bestimmungen, insbesondere des Arbeitszeitgesetzes, noch zeitge-

mäß sind, um den Schutz der Arbeitnehmer*innen auch unter den Be-

dingungen einer sich zunehmend verändernden Arbeitswelt zu ge-
währleisten. 

 An dieser Stelle tritt der Autor nochmals einen Schritt zurück, um die 

Bedeutung der Frage der Erreichbarkeit einzugrenzen und von ver-

schiedenen Seiten her zu beleuchten: Letztlich geht es hierbei um ei-
nen Zustand des Arbeitnehmers, der der Rufbereitschaft ähnelt, al-
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lerdings nicht oder nur selten mit dem Ziel, im Falle einer Kontaktauf-

nahme tatsächlich seine Hauptleistungen aus dem Arbeitsverhältnis 
außerhalb der regulären Arbeitszeit zu erbringen, sondern eher um 

geringfügige Tätigkeiten wie eben das Lesen oder Weiterleiten von E-

Mails oder der Weitergabe von Informationen. Die Frage der Erreich-
barkeit dreht sich weiter darum, ob diese vom Arbeitgeber angeord-

net oder sogar vom Arbeitnehmer gewünscht ist, sowie in der Folge 

um die Pflichten des Arbeitgebers, für Ruhepausen und vollständiges 
(geistiges) Abschalten seiner Arbeitnehmer außerhalb der regulären 

Arbeitszeit zu sorgen. 

 

An dieser Stelle ist zunächst eine – rechtliche wie gesellschaftliche – 

Grundentscheidung zu treffen, ob ein Recht oder eine Pflicht auf 

Nichterreichbarkeit bestehen soll und wenn ja, wie diese auszuge-

stalten wären. Als gesetzliche Lösungen kommen insbesondere eine 

Neudefinition der Arbeitszeit oder der Arbeitsleistung, eine Änderung 

des Arbeitsschutzgesetzes, eine Einschränkung des Anwendungsbe-

reiches des Arbeitszeitgesetzes auf bestimmte Kategorien von Arbeit-

nehmern oder auch eine Flexibilisierung der Regelungen zu den Pau-
sen- und Ruhezeiten sowie den Urlaubszeiten in Betracht. Auf der an-

deren Seite steht der Anstoß zu einem gesellschaftlichen Diskussi-

onsprozess über Dauer, Lage und Art der Arbeitszeit und die damit 

verbundene Frage, wie bestimmte Kategorien von Arbeitnehmern in 
Zukunft ihre Arbeit erledigen sollen, wieviel gesetzliche Regelung nö-

tig und wieviel selbstverantwortliche Gestaltung durch die Arbeits-

vertragsparteien möglich ist (s. dazu die in der Arbeit beleuchteten 
Betriebsvereinbarungen aus der deutschen Automobilindustrie) und 

ob eine starre, detaillierte gesetzliche Regelung überhaupt mit der 

sich schnell fortentwickelten Arbeitswelt Schritt halten kann. 

Möglicherweise wird man hier über eine Überarbeitung des Arbeits-

zeitgesetzes über eine Regelung zur elektronischen Zeiterfassung 

hinaus nachdenken müssen. 

 

 

 

 Der französische Staatspräsident Emmanuel Macron hat 2017 die so-
genannten États généraux de l’alimentation (Generalstände der Ernäh-
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rung, abgekürzt „Egalim“) aufgerufen, die in verschiedenen Arbeits-

gruppen Vertreter der Zivilgesellschaft aus den Bereichen der Lebens-
mittelerzeugung und -industrie und des Lebensmitteleinzelhandels 

zusammengebracht haben, deren Ziel insbesondere die Gewährleis-

tung eines angemessenen Verkaufspreises sowohl für Verbraucher*in-
nen als auch für Landwirte und die Wiederherstellung eines Gleichge-

wichts entlang der Lebensmittellieferkette war. Nach Abschluss der 

öffentlichen Beratungen wurde das Gesetz Nr. 2018-938 vom 30. Okto-
ber 2018, auch Egalim-Gesetz genannt, verabschiedet. Nach allgemei-

ner Auffassung wurden die erklärten Ziele des Gesetzes verfehlt. 2021 

hat die französische Regierung erneut öffentliche Beratungen in die-

sem Bereich aufgerufen. Ein weiteres Egalim-Gesetz Nr. 2021-1457 

vom 18. Oktober 2021 wurde verabschiedet und stellte aufgrund sei-

nes Teilinkrafttretens am 1. Januar 2022 die Beteiligten unter enor-

mem Zeitdruck, standen die Jahresgespräche 2022 bereits an.  

Die Bestimmungen des Egalim 2-Gesetzes betreffen Agrarprodukte im 

Sinne des Artikels 1 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 vom 17. De-

zember 2013 über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirt-
schaftliche Erzeugnisse. Das Gesetz hat neue Bestimmungen in das 

französische Gesetzbuch für Landwirtschaft und Seefischerei (Code 

rural et de la pêche maritime) eingeführt, die die Beziehungen zwi-

schen landwirtschaftlichen Betrieben und Erstankäufern regeln. Ein 
landwirtschaftlicher Betrieb ist ein Betrieb, der einer Tätigkeit der 

landwirtschaftlichen Erzeugung nachgeht. Verbände von landwirt-

schaftlichen Betrieben, die Verträge im Namen ihrer Mitglieder ver-
handeln, unterliegen ebenfalls der Regelung. Ausgenommen werden 

Direktverkäufe der landwirtschaftlichen Betriebe an Verbraucher*in-

nen. Lieferungen aus Frankreich ins Ausland werden grundsätzlich 
nicht erfasst. Auch sind die Niederlassungsorte von Verkäufer und 

Käufer grundsätzlich irrelevant, solange die Agrarerzeugnisse in das 

französische Gebiet gelangen. Die französische Verwaltung vertritt je-

doch die Auffassung, dass die französische Regelung als Eingriffsnorm 
gilt, sofern der Sachverhalt weitere Anknüpfungspunkte zu dem fran-

zösischen Gebiet aufweist. 

 Die Egalim-Gesetze haben eine umfassende Regelung der Handelsver-
träge über Agrarerzeugnisse, Lebensmittel und Tiernahrungsmittel 

entlang der gesamten Lieferkette erstellt, welche ihres Gleichen in Eu-

ropa sucht und unter anderem interessante Regelungen zur Preisan-
passung vorsieht. Im Hinblick auf die Agrarerzeugnisse tritt das Gesetz 

am 1. Januar 2023 in Kraft und gilt für alle Warenlieferungen, die auf 

französischem Gebiet durchgeführt werden. Da die Regelung Teil der 

französischen ordnungspolitischen Bestimmungen ist, gilt sie unab-
hängig von dem auf dem Vertrag anwendbaren Recht. Grund genug für 

deutsche Exportunternehmen und deren Berater*innen, sich mit der 

stark formellen Regelung im Überblick zu befassen. Wenngleich der 
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Schwerpunkt der neuen Vorgaben auf den Vertragsbeziehungen zwi-

schen landwirtschaftlichen Betrieben und Erstankäufern liegt, betrifft 
ihre Wirkung die gesamte Lebensmittellieferkette. Verbraucherrecht-

liche Bestimmungen und Bestimmungen zu unlauteren Handelsprak-

tiken, die zwar auch Teil der Egalim-Gesetze sind, werden in diesem 
Aufsatz nicht angesprochen. 

 Die Egalim-Gesetze haben die Verhandlungen über Agrarerzeugnisse 

und Lebensmittel Mechanismen unterzogen, die zugegeben für Au-
ßenstehende schwer nachvollziehbar sind. Das Ziel, den Landwirten 

einen angemessenen Verkaufspreis zu gewährleisten, ist löblich, der 

gewählte Weg mühsam. Ein Sonderrecht der Kaufverträge über Ag-

rarerzeugnisse ist jedenfalls entstanden, welches viel Fachwissen und 

Geschick sowohl von den Vertriebsrechtsspezialisten als auch von den 

Einkäufern im Lebensmittelhandel fordert. Im internationalen Kon-

text ist es ratsam, das französische Recht abzuwählen und eine Ge-

richtsstands - bzw. Schiedsklausel zugunsten Gerichten außerhalb 

Frankreichs zu vereinbaren, solange die Lieferungen nicht auf franzö-

sischem Boden erfolgen müssen, also die Produkte nicht in Frankreich 
verkauft werden. Werden die Produkte jedoch nach Frankreich expor-

tiert, so muss sich der ausländische Lieferant mit der französischen 

Regelung unbedingt vertraut machen.  

 

 Trotz eines leichten Rückgangs in den letzten Jahren aufgrund der 

Pandemie hat die deutsch-französische Mobilität weiter zugenom-

men. Im Jahr 2021 stand Frankreich zudem auf Rang drei von Deutsch-
lands Exportnationen und auf Rang sechs von Deutschlands Import-

nationen. Deutschland ist seinerseits der wichtigste Handelspartner 

Frankreichs. Dieser wirtschaftliche Austausch führt auch zu einem re-
gen Austausch auf personeller Ebene. Rund 120.000 Franzosen sind in 

den französischen Konsulaten in Deutschland gemeldet, wobei davon 

auszugehen ist, dass die Anzahl der tatsächlich in Deutschland leben-

den Franzosen deutlich höher ausfällt. Die steuerlichen Folgen sollten 
bei einem Wegzug aus Frankreich nach Deutschland und vice versa un-

bedingt berücksichtigt werden.  

Die Besonderheit der Definition des Steuerwohnsitzes im französi-
schen Recht besteht darin, dass eine natürliche Person im Laufe eines 

Kalenderjahres sowohl steuerlich ansässig als auch nicht ansässig sein 

kann. Jedoch ist es bisweilen schwierig, das Datum der Aufgabe des 
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Steuerwohnsitzes zu bestimmen, da dieses auf einer in concreto-Beur-

teilung der verschiedenen Wohnsitzkriterien nach französischem 
Recht beruht. Es ist daher nicht ungewöhnlich, dass der Tag der Been-

digung der steuerlichen Ansässigkeit in Frankreich nicht mit dem Tag 

übereinstimmt, an dem die natürliche Person Frankreich physisch ver-
lassen hat, sondern mit dem Tag, ab dem die französischen Vorausset-

zungen der steuerlichen Ansässigkeit aufgrund eines später eingetre-

tenen Ereignisses (Umzug der Familie, Beendigung der beruflichen Tä-
tigkeit usw.) nicht mehr erfüllt werden. Nach französischem Recht 

werden vier Anknüpfungspunkte herangezogen, um die steuerliche 

Ansässigkeit (résidence fiscale) natürlicher Personen zu bestimmen: 

der Haushalt (le foyer), der Ort des gewöhnlichen Aufenthalts (lieu de 

séjour principal), der Ort der Ausübung der Haupterwerbstätigkeit (lieu 

de l’activité professionnelle principale) und der Mittelpunkt der wirt-

schaftlichen Interessen (centre des intérêts économiques). Es handelt 

sich jedoch um alternative und nicht um kumulativ zu erfüllende Kri-

terien. Daher reicht es aus, dass nur einer dieser Anknüpfungspunkte 

vorliegt, um als steuerlich ansässig in Frankreich zu gelten. Um seinen 
steuerlichen Wohnsitz dagegen nicht mehr in Frankreich zu haben, 

darf keines dieser Kriterien erfüllt sein.  

 Die französischen Tatbestände zur Begründung des Steuerwohnsitzes 

werden sehr weit ausgelegt. So ist es nicht ungewöhnlich, dass eine 
Person weiterhin als steuerlich in Frankreich ansässig betrachtet wird, 

selbst wenn sie physisch bereits aus Frankreich weggezogen ist. Im 

Falle eines Umzugs nach Deutschland ist daher nicht auszuschließen, 
dass die Regeln für den steuerlichen Wohnsitz mit den deutschen Re-

geln in Konflikt stehen, da diese von der unbeschränkten Steuerpflicht 

in Deutschland ausgehen könnten. In diesem Fall wird die Frage nach 
dem steuerlichen Wohnsitz gemäß dem DBA-Frankreich entschieden 

und die Besteuerungsrechte werden dementsprechend Frankreich 

oder Deutschland zugewiesen. Gemäß § 1 Abs. 1 S. 1 EstG sind natürli-

che Personen, die im Inland einen Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt haben, unbeschränkt einkommensteuerpflichtig. Eine Per-

son bleibt nicht nur einkommensteuerpflichtig für die bis zum Datum 

des Wegzugs bezogenen Einkünfte, sondern auch für die Einkünfte aus 
französischer Quelle, die sie nach ihrem Wegzug weiterhin bezieht. Der 

Steuerpflichtige muss der französischen Steuerbehörde daher inner-

halb von zwei Monaten nach seinem Wegzug seine neue Anschrift mit-
teilen. Diese Formalität kann online erledigt werden. Anschließend 

muss er im Jahr nach seinem Wegzug in Frankreich eine Einkommen-

steuererklärung für die in Frankreich bezogenen und steuerpflichtigen 

Einkünfte abgeben. Wenn er weiterhin in Frankreich steuerpflichtig ist, 
muss er jedes Jahr nach seinem Wegzug eine solche Steuererklärung 

abgeben. 
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 Die Steuersysteme in Frankreich und Deutschland ähneln sich vom 

Grundsatz sehr, weichen im Detail jedoch stark voneinander ab: Die 
steuerliche Ansässigkeit kann auch aufgrund des Mittelpunkts der 

wirtschaftlichen Interessen in Frankreich begründet werden. Die fran-

zösische Wegzugssteuer umfasst sowohl Personen- als auch Kapital-
gesellschaftsbeteiligungen im steuerlichen Privatvermögen. Zudem 

verfügt Frankreich über ein Sondersteuerregime für zuziehende Fach-

kräfte und über eine Vermögensteuer in Form einer Immobiliensteuer. 

 

 

 Pour sa 37ème édition (portant sur l’année 2021), une des plus an-

ciennes chroniques de jurisprudence constitutionnelle allemande per-

met au lecteur français d’accéder à quelques décisions importantes de 
la Cour constitutionnelle fédérale allemande.  

 En 2021, la Cour a rendu 342 jugements, dont 341 Beschlüsse, sans au-

dience orale, et un Urteil. La masse la plus importante est composée, 

sans surprise, des recours constitutionnels individuels (Verfas-
sungsbeschwerden) : la Cour a statué sur 249 recours en vertu de l’ar-

ticle 93, alinéa 1er, n° 4a LF, puis viennent, année électorale oblige, 38 

décisions sur les recours en contrôle de la régularité des élections 

(Wahlprüfungsbeschwerden), 31 demandes d’ordonnances provisoires 

(einstweilige Anordnungen) en vertu du § 32 de la loi sur la Cour cons-

titutionnelle fédérale, 10 litiges entre organes en vertu de l’article 93, 
alinéa 1er, n° 1 LF (Organstreitverfahren), 9 décisions sur le contrôle 

concret des normes (konkrete Normenkontrolle), 3 sur le contrôle abs-

trait des normes (abstrakte Normenkontrolle) et 2 décisions sur l’in-

constitutionnalité de partis politiques (Feststellung der Verfas-
sungswidrigkeit bei Parteien).  

 La loi fédérale sur la protection climatique (Bundes-Klimaschutzge-

setz) du 12 décembre 2019, entrée en vigueur le 18 décembre 2019 
constitue l’ossature législative actuelle de la protection environne-

mentale. Elle contient une série de mesures, rendues obligatoires en 

vertu des Accords de Paris pris sur le fondement de la Convention-

cadre des Nations Unies sur le climat, ainsi que le Sommet climatique 

des Nations Unies du 23 septembre 2019. C’est cette loi fédérale qui a 

donné l’occasion à la Cour constitutionnelle fédérale d’annoncer une 

(possible) inflexion jurisprudentielle après des décennies de décisions 
tâtonnantes. Cependant, malgré l’effet spectaculaire de la décision, 

qualifiée d’« historique », il est exagéré de dire que la Première 

chambre de la Cour a complètement abandonné la réserve qui accom-
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pagnait jusqu’alors les décisions rendues dans le domaine de la pro-

tection environnementale. La notion d’objectif poursuivi par l’État pa-
raît relative et cet objectif environnemental, conformément à sa struc-

ture, ne crée pas de droit fondamental à l’environnement qui aurait 

pu, jusqu’à la décision de la Cour du 24 mars 2021, être invoqué par un 
particulier dans le cadre d’un litige l’opposant, par exemple, à une ad-

ministration. Il est question d’une norme constitutionnelle, qui doit 

être entendue comme objective-matérielle, ce qui rend difficile une 
fonction de protection subjective d’un intérêt privé. La Cour adminis-

trative fédérale a jugé en ce sens que l’obligation de protéger les fon-

dements naturels de la vie ne peut constituer une base adéquate à 

l’émergence de droits subjectifs invocables (BVerwG, jugement du 13 

avril 1995). La même solution est applicable dans le cas d’associations 

de protection de l’environnement qui n’ont pas la faculté d’ester en 

justice en se fondant sur l’obligation de protection environnementale. 

La conséquence immédiate du caractère objectif de l’article 20a LF est 

l’impossibilité de former un recours constitutionnel individuel en 

vertu de l’article 93, alinéa 1er, n° 4a LF. L’article 20a LF est pris dans 
une double contrainte : il vaut en tant que droit immédiatement appli-

cable et représente au même moment une norme constitutionnelle 

« ouverte » qui requiert une concrétisation permanente. L’obligation 

de protection de l’État ne déploie ses effets uniquement au moment 
où une violation s’est déjà réalisée, mais peut également être destinée 

à prévenir une violation ultérieure. La possibilité d’examiner des me-

sures ultérieures à la lumière de l’« ingérence par anticipation » (ein-

griffsähnliche Vorwirkung), en l’absence d’ingérence dans des droits 

concrets, est désormais ouverte grâce à l’article 20a LF. 

 Le 15 avril 2021, la Seconde chambre de la Cour constitutionnelle fé-
dérale d’Allemagne a ajouté un nouveau volet dans la série jurispru-

dentielle mettant en scène des acteurs connus : l’Union européenne 

et la Loi fondamentale de Bonn du 23 mai 1949. Les requérants de-

mandent à la Cour constitutionnelle fédérale une ordonnance provi-
soire dès le 22 mars 2021, en finalisant leur demande le 26 mars 2021, 

date d’adoption de la loi d’approbation litigieuse. Cette demande est 

une mesure d’urgence intervenant dans certaines hypothèses particu-
lières « en vue de la mise en garde contre de graves préjudices, de 

l’empêchement d’une contrainte imminente ou pour toute autre rai-

son importante dans l’intérêt général » conformément au § 32 de la loi 
sur la Cour constitutionnelle fédérale. En l’occurrence, l’objectif des 

requérants est d’empêcher la signature de la loi par le président fédé-

ral et sa promulgation. L’argumentation est désormais familière de ce 

type de requête : une violation des droits résultant de l’article 38, ali-
néa 1er LF en combinaison avec l’article 20, alinéas 1er et 2 LF, article 

79, alinéa 3 LF. Par ailleurs, la loi d’approbation de la décision du Con-

seil n’aurait pas été adoptée par la majorité requise par l’article 23, 
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alinéa 1er LF en combinaison avec l’article 79, alinéa 3 LF et excéderait 

les compétences de l’Union résultant de l’article 311, alinéa 3 du TFUE 
et l’interdiction expresse de l’article 125, alinéa 1er TFUE. Le dernier 

coup asséné à la loi est celui de l’atteinte qui serait portée à l’identité 

constitutionnelle de la Loi fondamentale par la décision de juillet 2020 
car la responsabilité générale politique et fiscale du Bundestag serait 

remise en cause.  

 La validation temporaire de ce mécanisme financier n’était pas évi-
dente. Certes, pour un laps de temps très court, la Cour a tenu en ha-

leine la classe politique allemande et européenne car, dans un pre-

mier temps, le 26 mars 2021, elle a interdit au président fédéral de si-

gner la loi d’approbation attaquée.  La Seconde chambre de la Cour 

déclare d’abord la demande recevable et fondée avant de la rejeter. 

La question centrale posée au juge porte sans conteste sur la possible 

atteinte par le Bundestag à sa « responsabilité d’intégration » (Integra-

tionsverantwortung). 

 En ce qui concerne les mesures contre la pandémie de Covid-19 qui 

sont toujours l’objet de litiges dans les prétoires, la Première chambre 
de la Cour constitutionnelle fédérale a jugé que les dispositions liti-

gieuses n’étaient pas contraires à la Loi fondamentale et a ainsi validé 

le dispositif du « frein d’urgence » alors que ce dernier n’était plus en 

vigueur depuis quelques mois. Avant de rendre sa décision sur le fond 
le 19 novembre 2021, la Cour avait déjà rejeté une demande dans le 

cadre de la procédure d’urgence. Le juge déclare les recours partielle-

ment recevables avant de juger que ni les restrictions de sortie et de 
contact ni les sanctions en cas de non-respect ne violent les droits fon-

damentaux des requérants. 

 Le coronavirus est également l’argument de fond de la décision de la 
Première chambre de la Cour, rendue le 16 décembre 2021, qui décide 

de la constitutionnalité du « triage » de patients afin de faire face à l’ur-

gence sanitaire dans laquelle a sombré l’Allemagne, à l’instar des 

autres États européens, au courant des années 2020 et 2021. La Pre-
mière chambre de la Cour doit répondre à la question de savoir quelle 

est l’étendue de l’obligation de protection de l’État à l’égard des per-

sonnes handicapées et la marge d’appréciation du législateur qui doit 
adopter des mesures concrètes afin que ces dernières ne soient pas 

discriminées en raison de leur situation. L’obligation de protection dé-

signe l’obligation de l’État, en particulier du législateur, de protéger le 
noyau, la substance des droits fondamentaux vis-à-vis des tiers : l’ex-

clusion de personnes handicapées n’est pas uniquement le résultat 

d’une action de l’État. Dans les relations entre personnes privées, en 

déployant leur effet horizontal, les droits fondamentaux ne s’appli-
quent que de manière indirecte. L’effet horizontal des droits fonda-

mentaux s’ajoute ainsi à leur fonction défensive, verticale et classique, 
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celle de protection contre les ingérences de la puissance publique. En 

ce sens, le législateur n’est lié par les droits fondamentaux des articles 
précités que dans le cas où il légifère sur le triage des patients. Au con-

traire, si le législateur ne prend aucune mesure et omet d’agir, c’est 

« la dogmatique de l’obligation de protection », qui détermine si une 
action semble nécessaire pour encadrer le comportement de tiers. 

Mais, les tiers, en l’espèce les médecins, sont tenus au respect des 

droits fondamentaux de manière directe (s’ils sont agents dans des 
établissements hospitaliers publics) ou indirecte (s’ils agissent dans le 

cadre d’un établissement privé). Afin de mieux prendre en compte la 

situation de personnes handicapées en urgence médicale, un projet 

de loi présenté au mois de mai 2022 a fait l’objet de vifs débats. Au 

mois de juin 2022, le ministre fédéral de la Santé a présenté un projet 

de loi modifié qui abolit toute forme de discrimination dans le traite-

ment médical en raison non seulement du handicap, mais aussi de 

l’âge, de la religion, du sexe ou de l’orientation sexuelle et de l’origine 

ethnique. Mais ce deuxième projet semble n’avoir pas convaincu les 

personnes concernées.  

 

 Ces dernières années, le règlement alternatif ou extrajudiciaire des li-

tiges a gagné en importance en Allemagne et au sein de l’Union euro-

péenne. Ce mouvement a été accompagné d’une activité législative 

aux niveaux européen et national. L’adoption de la loi allemande sur 
la promotion de la médiation (Gesetz zur Förderung der Mediation) du 

25 juillet 2012 a eu pour objet de transposer les dispositions de la di-

rective européenne 2008/52/CE du Parlement européen et du Conseil 
du 21 mai 2008 relative à la médiation en matière civile et commer-

ciale, mais sa portée, comme le souligne l’auteur, dépasse la simple 

transposition.  

Selon la définition donnée par le législateur allemand, la médiation 

est une procédure confidentielle et structurée au cours de laquelle les 

parties, avec l’aide d’un ou plusieurs médiateurs, cherchent volontai-

rement et sous leur propre responsabilité, à régler leur conflit de façon 
aimable (§ 1, alinéa 1er de la loi relative à la médiation). Le processus 

de médiation se caractérise par le fait que les parties expriment leurs 

intérêts et dégagent elles-mêmes une solution sans passer par la voie 
juridictionnelle. Le médiateur, qui doit être neutre, ne fait que faciliter 

la communication et ne tranche pas le litige ni ne dispose d’aucun 

pouvoir décisionnel. Les parties sont par conséquent libres de s’enga-
ger ou non dans une procédure de médiation. Il s’agit ainsi de l’une 
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des formes les plus importantes de règlement alternatif des litiges, ap-

parentée à la conciliation ou l’arbitrage.  

La loi allemande est également conçue comme une loi relative à la 

profession de médiateur. La règlementation de certaines obligations 

essentielles à respecter pour les médiateurs ainsi que de la formation 
initiale et continue, a permis de créer un début de statut (Berufsrecht) 

uniforme régissant les conditions d’exercice de la profession de mé-

diateur. La forme de règlement des litiges couverte par la loi relative à 
la médiation se situe généralement en amont d’une éventuelle ins-

tance en justice et sert à trouver une solution à l’amiable au litige sans 

l’intervention des tribunaux. Dans tous les types de procès, un renvoi 

à un médiateur extrajudiciaire n’est possible qu’avec l’accord des par-

ties qui sont libres de choisir le médiateur. En 2012, la modification de 

la loi introduit dans le Code de procédure civile (Zivilprozessordnung - 

ZPO) allemand une disposition selon laquelle le tribunal peut imposer 

aux parties une médiation ou un autre mode de règlement extrajudi-

ciaire des litiges conformément au § 278a, alinéa 1er. Cette règle s’ap-

plique à la procédure administrative en vertu du § 173 du Code de pro-
cédure administrative (Verwaltungsgerichtsordnung). Dans le cadre 

d’un procès civil, les parties « doivent » en outre indiquer, dans la re-

quête, si une médiation extrajudiciaire a eu lieu au préalable et si des 

motifs s’opposent à une telle procédure (§ 253, alinéa 3, point 1er du 
ZPO), mais cette règle n’existe pas en procédure administrative.  

 Une procédure de conciliation obligatoire en tant que condition indis-

pensable de recevabilité d’un procès n’existe en Allemagne que dans 
le domaine du droit civil, sous la forme, dans certains Länder, d’une 

conciliation obligatoire réglementée. Sur le fondement d’une autori-

sation fédérale, les États fédérés peuvent subordonner la recevabilité 
d’un procès civil à la condition que le litige ait fait l’objet d’une tenta-

tive de règlement amiable devant un organisme de conciliation mis en 

place ou reconnu par la Landesjustizverwaltung, l’autorité administra-

tive compétente s’agissant de l’administration de la justice du Land. 
L’introduction de la conciliation obligatoire ne soulève aucune objec-

tion constitutionnelle au regard du droit d’accès à la justice garanti 

par l’État de droit. En Allemagne, comme en France, la question de 
l’utilité voire la nécessité des règles relatives à la conciliation obliga-

toire est une question de politique juridique qui fait toujours l’objet de 

débats. 

 C’est pour les tribunaux statuant en première instance que le bilan et 

l’évaluation des modes alternatifs de règlement des litiges se présen-

tent de manière positive, et dans toutes les juridictions. Même si les 

questions sur le statut du juge conciliateur n’ont pas été résolues 
jusqu’à présent, l’instance de jugement en conciliation introduite en 
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2012 ainsi que la médiation interne ont complété les possibilités pro-

cessuelles existant jusqu’alors dans tous les types de procédures. Le 
juge conciliateur dispose ainsi d’un éventail d’instruments plus large 

que le tribunal saisi en première instance. L’instance de « jugement en 

conciliation » s’avère adaptée à la gestion de litiges complexes. Cela 
vaut surtout pour les litiges relevant du droit de la famille, pour les 

nombreuses affaires de droit administratif, comme les différends de 

voisinage. Les instances de médiation et de conciliation permettent 
d’envisager ces litiges de façon globale, pour identifier un conflit d’in-

térêts en amont, qui est souvent à la base d’un conflit juridique traité 

lors d’un procès.  

Les méthodes alternatives de règlement des litiges ont trouvé leur 

place dans le système juridique allemand. L’avantage principal reste 

la « paix publique » qui résulte de la résolution d’un conflit en évitant 

les rouages du système juridictionnel.  
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